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Management Summary 

 

 

Der Klimawandel stellt die Welt vor große Herausforderungen. Die Erdatmosphäre wird 

durch die Nutzung und das Verbrennen fossiler Brennstoffe zusehends mit Treibhausgasen 

angereichert. Als einziger Energie-intensiver Wirtschaftssektor in Deutschland erreichte der 

Verkehr bislang noch keine Reduktion der CO2-Emissionen. Vor dem Hintergrund des in Paris 

verabschiedeten Weltklimavertrags und des darin vereinbarten internationalen Klimaziels 

von deutlich unter zwei Grad gibt der Wissenschaftliche Beirat für Verkehr eine Einschätzung 

zur weiteren Vorgehensweise im Bereich Verkehr in Deutschland ab.  

Zunächst empfiehlt der Wissenschaftliche Beirat, das CO2-Zertifikatehandelssystem EU-ETS 

zu reformieren. Dieses sollte den gesamten Verkehrssektor mit einbeziehen, insbesondere 

die Kraftstoffverbräuche des Straßenverkehrs und des internationalen Flugverkehrs. Nach 

dem ökonomischen Prinzip sollten Emissionsreduktionen so auf die Wirtschaftssektoren auf-

geteilt werden, dass die gesamten Kosten minimiert werden. Eine Ausweitung des EU-ETS 

auf den Verkehr würde das ökonomische Prinzip stärken. Zudem sollte eine flexible Handha-

bung des EU-ETS sicherstellen, dass Initiativ-Politiken kompensiert und weiter CO2 einge-

spart wird. 

In diesem Zusammenhang ist auch die vom Wissenschaftlichen Beirat schon länger vertrete-

ne Doppelstrategie zu erweitern: Neben der Förderung international abgestimmter An-

strengungen, Schritte in Richtung eines globalen Handels mit Emissionsrechten und der Nut-

zung verkehrspolitischer Instrumente auf nationaler und europäischer Ebene sollten auch 

freiwillige private und kommunale Initiativen zur CO2-Reduktion unterstützt werden. Private 

Initiativen können die Erderwärmung verzögern und Impulse für weitere politische Maß-

nahmen liefern. 

Aus dem Kontext der globalen Klimapolitik leitet der Wissenschaftliche Beirat zielführende 

Handlungsfelder für den Verkehrssektor in Deutschland ab und geht der Frage nach, ob und 

ggf. inwieweit aus dem allgemeinen Reduktionsziel heruntergebrochene Vorgaben quantita-

tiver Natur mit vertretbaren finanziellen Ressourcen erreicht werden können. Die Ergebnisse 

werden in Kapitel 5 „Handlungsempfehlungen für die deutsche Verkehrspolitik“ zusammen-

gefasst. 

Zu diesen Handlungsempfehlungen gehört die weitere Absicherung des technischen Fort-

schritts durch Standardsetzung und Innovationsförderung. Technologischer Fortschritt muss 
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intensiv vom Staat gefördert und unterstützt werden, um Potenziale für die weitere Absen-

kung von CO2-Emissionen zu erschließen. Hier sind beispielsweise Fortschritte in der Ent-

wicklung effizienter Antriebe in allen Verkehrssektoren zu fokussieren. 

Zudem ist der Verkehrssektor in Einklang mit der Energiewende im Stromsektor in Richtung 

CO2-Neutralität zu transformieren. Hierbei spielt die Elektromobilität eine bedeutende Rolle. 

Langfristig kann nur ein Übergang zu Elektro- oder Wasserstoff-getriebenen Fahrzeugen da-

zu führen, dass der Straßenverkehr praktisch klimaneutral wird und auch Emissionen in an-

deren Kategorien deutlich abgesenkt werden können. 

Nach einer generellen Einschätzung der globalen sowie der deutschen Sektor-

übergreifenden Klimapolitik und einer Ableitung grundsätzlicher Aussagen für den Verkehrs-

sektor in Deutschland werden in einem gestuften Prozess eine Vielzahl spezieller verkehrs-

politischer Maßnahmen auf ihre Eignung hin untersucht. Dazu wird ein Kriterien-gestützter 

Bewertungskatalog aufgestellt. Die Evaluierungskriterien inkludieren den Zeitverlauf, die 

ökologische, ökonomische und die politische Dimension, die den rechtlichen Rahmen ebenso 

wie die Wirkung auf Beteiligte und Betroffene umfasst.  

Es findet sich eine Vielzahl von Maßnahmen, die langfristig verkehrspolitisch sinnvoll oder 

notwendig sind – auch in einer Welt der Elektromobilität, in der es praktisch kein CO2-

Problem mehr gibt –  und die in den bisherigen politischen Aktionsplänen nicht ausreichend 

abgedeckt werden. Damit kann der Verkehrsbereich seiner Verantwortung zum Klimaschutz 

schon jetzt verstärkt gerecht werden. 

Hierzu zählen Maßnahmen des Mobilitätsmanagements sowie Anreize, Rückmeldungen, 

„nudging“ und andere psychologische Maßnahmen mit Blick auf Verhaltensänderungen in 

der Bevölkerung. Dies führt zu einer Empfehlung gebündelt: „Verhaltensänderungen hin zu 

einer Reduktion der städtischen Verkehrsbelastungen sollten effektiv eingeleitet und unter-

stützt werden“. 

Zudem unterstreicht der Wissenschaftliche Beirat die Relevanz, einen gezielten ordnungspo-

litischen Rahmen zu setzen, der mit verhaltensbezogenen und bewusstseinsbildenden Maß-

nahmen verbunden ist. Hierzu zählen Maßnahmen wie die Einbeziehung von externen Kos-

ten in die Nutzerkosten, die Abschaffung steuerlicher Fehlanreize, Veränderungen der Stell-

platzbemessungen sowie Geschwindigkeitsbeschränkungen.  

Die gesamten verkehrspolitischen Maßnahmen müssen durch eine nachhaltige Gestaltung 

von Stadt- und Raumstrukturen flankiert werden. Der Standortverteilung kommt eine wich-

tige Bedeutung zu. Es wird eine konsequente Nachverdichtung mit gemischten Nutzungen 

(Wohnen, Arbeiten, Einkauf und Versorgung) sowie eine Orientierung am öffentlichen Per-

sonenverkehr empfohlen. Hierzu soll die stadtverträgliche Mobilität zu Fuß oder per Rad 

gefördert und ein nachhaltiges City-Logistik-Konzepte erstellt werden. 
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Mit Hilfe dieser Handlungsempfehlungen kann der Verkehrsbereich seiner Verantwortung 

zum Klimaschutz verstärkt gerecht werden, um im Einklang mit dem ökonomischen Prinzip 

aus eigener Kraft einen Beitrag zum Zwei-Grad-Ziel erreichen zu können. 

Im August 2016      Der Wissenschaftliche Beirat für Verkehr 
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1 Einleitung 

 

 

Die Welt ist durch den Klimawandel mit 

einer großen Herausforderung konfron-

tiert. Die Erdatmosphäre wird zuse-

hends mit Treibhausgasen angerei-

chert, was vor allem durch die Nutzung 

und das Verbrennen fossiler Brennstof-

fe geschieht.  

Auf der UN-Klimakonferenz in Paris 

(2015) haben sich alle Beteiligten für 

ein gemeinsam angestrebtes Ziel für 

den globalen durchschnittlichen Tem-

peraturanstieg (im Vergleich zur vorin-

dustriellen Zeit) von unter zwei Grad 

ausgesprochen. Dabei fehlt allerdings 

bislang ein operativer Konsens über die 

konkreten Schritte hin zu diesem 

„Zwei-Grad-Ziel“ ebenso wie die Bereit-

schaft der Staaten, die dafür nötigen 

substantiellen Verpflichtungen zur Er-

reichung dieses Zieles einzugehen. Mit 

dem Klimavertrag von Paris sind somit 

die Zielvorstellungen zwar auf einen 

breiteren weltweiten Konsens gestellt 

worden, ihre operative Umsetzung ist 

jedoch noch weitgehend offen.  

Eine der Ursachen für das Ausbleiben 

von international abgestimmtem Han-

deln liegt in den inhärenten Anreizen 

zum Trittbrettfahren. Weltweit ist man 

sich einig, dass die anthropogenen  

Treibhausgasemissionen gesenkt wer-

den müssen. Doch sind die wenigsten 

Staaten bereit dafür zu zahlen, beson-

ders wenn sich die Effekte des eigenen 

Handelns nicht direkt oder nur wenig 

im eigenen Land auswirken. Dies wird 

durch die außergewöhnlich hohen Kos-

ten einer Dekarbonisierung der Wirt-

schaft bzw. durch die hohen Unsicher-

heiten über deren Höhe und den richti-

gen Weg dahin verschärft.  

In Anbetracht der Tatsache, dass bis-

lang das Klimaproblem global nicht 

gelöst werden konnte, sollten auch 

neue gedankliche Zugänge erschlossen 

werden. Der bis dato primär auf quanti-

fizierbare vertragliche Verpflichtungen 

von Staaten fokussierte Rahmen hat 

sich als zu eng erwiesen. Auf der UN-

Klimakonferenz in Paris (2015) stand 

daher das Prinzip der freiwilligen Bei-

träge im Vordergrund, das nicht an die 

Bedingung einer baldigen überprüfba-

ren multilateralen Einigung gebunden 

ist. Neben den freiwilligen Beiträgen 

von Staaten und Staatengemeinschaf-

ten (sogenannte INDCs / Intended Na-

tionally Determined Contributions) 

können auch Nicht-Staaten freiwillig 

zum Klimaschutz beitragen. Das betrifft 

vor allem den privaten Sektor – Unter-
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nehmen, Organisationen und Einzel-

personen – aber auch Bundesländer, 

Städte und Gemeinden. Diese müssen 

verstärkt dafür gewonnen werden, 

freiwillig – das heißt über gesetzliche 

Vorgaben hinaus – mehr für den Klima-

schutz zu tun. Vermehrte private Initia-

tiven können die Erderwärmung verzö-

gern und liefern Anstöße für weitere 

politische Maßnahmen. 

Der neue Impuls der UN-

Klimakonferenz in Paris (2015) sollte 

auch als Anstoß für eine Revision der 

europäischen und deutschen Klimapoli-

tik genutzt werden, mit einer stärkeren 

Rückbesinnung auf das ökonomische 

Prinzip. Es besagt, dass ein gegebenes 

Ziel mit minimalen Kosten erreicht 

werden soll bzw. dass bei gegebenen 

Kosten der  maximale gewünschte Ef-

fekt erzielt werden soll. Angesichts der 

Bedeutung der klimaschützenden 

Maßnahmen verlangt das ökonomische 

Prinzip, dass bei gegebenen Gesamt-

kosten die einzelnen Maßnahmen so 

ausgewählt werden, dass der Effekt auf 

die weltweiten Klimagasemissionsein-

sparungen maximal ist. Die Anwendung 

dieses Prinzips wird auch von Umwelt-

organisationen, zum Beispiel dem In-

tergovernmental Panel on Climate 

Change (IPCC), akzeptiert und gefor-

dert. 

Hinsichtlich der Klimapolitik der EU und 

Deutschlands ist zu konstatieren, dass 

die bisherige Fixierung auf quantifizier-

bare vertragliche Verpflichtungen zur 

Folge hatte, dass sich in der Vergan-

genheit eine Top-Down-Mentalität 

etabliert hat, wonach einzelnen Sekto-

ren starre Zielvorgaben der Klima-

gasemissions-Reduktion auferlegt wor-

den sind. Dabei gerät das ökonomische 

Prinzip leicht aus dem Blick. 

Deutschland hat sich mit dem Vorha-

ben, bis zum Jahr 2050 den Treibhaus-

gasausstoß um 80% zu senken, ein ho-

hes Ziel gesetzt. Jedoch ist es dem Ver-

kehrsbereich bislang nicht gelungen, 

die durch ihn emittierten Klimagase zu 

senken. Bisher wurde durch das BMVI 

auch noch kein Plan vorgelegt, durch 

welche Beiträge des Verkehrsbereichs 

die generellen Ziele in Deutschland in 

welchem Ausmaß zu erreichen sind.  

Die vorliegende Stellungnahme 

schreibt ein Gutachten des Wissen-

schaftlichen Beirats für Verkehr zur 

Klimapolitik aus dem Jahr 2008 fort und 

leitet für die nationale Verkehrspolitik 

aktuelle Handlungsfelder ab. Im Kapitel 

4 dieser Expertise wird deshalb eine 

Vielzahl wirksamer Optionen, mit de-

nen der Verkehrsbereich seiner Ver-

antwortung zum Klimaschutz verstärkt 

gerecht werden kann, benannt. 

Dazu gehört auch eine kurze Bestands-

aufnahme der in den einzelnen Ver-

kehrssektoren seit 2008 vorgenomme-

nen Reduktionsstrategien. Es wird der 

Frage nachgegangen, ob und ggf. in-

wieweit aus dem allgemeinen Redukti-

onsziel heruntergebrochene Vorgaben 

quantitativer Natur (mit fixen Zeithori-

zonten) mit vertretbaren finanziellen 

Ressourcen erreicht werden können. 

Bei der Festlegung Sektor-spezifischer 

Reduktionsstrategien sind die vorhan-

denen Reduktionspfade und die Inno-
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vationszyklen der jeweiligen Verkehrs-

sektoren zu berücksichtigen. Denn for-

cierte Reduktionsvorgaben, die aus der 

Logik einer vermeintlich präzisen 

Kenntnis der Klimasensitivität abgelei-

tet werden, drohen zu überzogenem 

Einsatz finanzieller Ressourcen zu füh-

ren.  

Der Anspruch der vorliegenden Stel-

lungnahme des Wissenschaftlichen 

Beirats besteht darin, aus dem Kontext 

der globalen Klimapolitik zielführende 

Handlungsfelder für den Verkehrssek-

tor in Deutschland abzuleiten, mit de-

nen dieser seiner Verantwortung zum 

Klimaschutz verstärkt gerecht werden 

kann, um im Einklang mit dem ökono-

mischen Prinzip einen Beitrag zum 

Zwei-Grad-Ziel erreichen zu können. 

Diese Handlungsfelder sollten u.a. im 

Klimaschutzplan 2050, für den die Ar-

beiten im Jahr 2015 angelaufen sind, 

ebenso Berücksichtigung finden wie in 

zukünftigen Klimaschutzprogrammen 

des BMVI für den Verkehrssektor.  

Deshalb widmet sich Kapitel 2 zunächst 

generell der globalen sowie der deut-

schen Sektor-übergreifenden Klimapoli-

tik, bevor ab Kapitel 3 spezielle Aussa-

gen für den Verkehrssektor in Deutsch-

land abgeleitet werden. 
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2 Von der globalen zur deutschen Klimapolitik 

 

 

2.1 Die globale Klimapoli-

tik und die Ergebnisse 

der UN-Klima-

konferenz 

Die globale Klimapolitik verfolgt als 

eines ihrer wichtigsten Ziele die Redu-

zierung der anthropogenen Klimagas-

Emissionen, da diese das Rückhalte-

vermögen für infrarote Wärmestrah-

lung in der Troposphäre nach bisheri-

gen Erkenntnissen stark erhöhen. Da-

her sind die bereits in Europa und 

Deutschland erzielten Einsparungen 

im Bereich der Treibhausgas-

Emissionen positiv zu würdigen. Aller-

dings konnte das Klimaproblem global 

bislang noch nicht gelöst werden. 

Ganz im Gegenteil – zwischen 1990 

und 2012 stiegen die weltweiten CO2-

Emissionen von 22 auf 32 Milliarden 

Tonnen pro Jahr. Dies entspricht ei-

nem durchschnittlichen jährlichen 

Anstieg von fast 500 Millionen Ton-

nen.1 Auch nach der UN-

Klimakonferenz in Paris (2015) ist vor-

läufig mit einem weiteren Anstieg 

statt einem Abschmelzen der CO2- 

                                                      
1
 U.S. Energy Information Administration 

(eia): 
https://www.eia.gov/cfapps/ipdbproject/iedi
ndex3.cfm?tid=90&pid=44&aid=8&cid=region
s&syid=1990&eyid=2012&unit=MMTCD). 

 

 

 

 

 

Emissionen zu rechnen. Dabei ist zu 

beachten, dass das Zwei-Grad-Ziel in 

Relation zum Zustand vor der Indust-

rialisierung (ca. 1850) definiert ist und 

dass seit dem offiziellen Anerkennen 

dieses Ziels im Jahr 2010 die Tempe-

ratur bereits um 0,8 Grad anstieg –  

infolge dessen verbleibt nur noch eine 

„Temperaturreserve“ von unter ei-

nem Grad. Um das Zwei-Grad-Ziel zu 

erreichen, bedarf es bis zum Jahr 2050 

CO2-Emissionseinsparungen von etwa 

500 Milliarden Tonnen über die Zusa-

gen der UN-Klimakonferenz in Paris 

(2015) hinaus.2 

Bei der Etablierung von internationa-

len Abkommen erweist sich der Anreiz 

zu sogenanntem Trittbrettfahrerver-

halten als schwerwiegende Heraus-

forderung. Als historisches – doch 

zugleich zeitnahes – Vorbild, dass 

trotz Trittbrettfahrer-Anreizen eine 

                                                      
2
 Eigene Berechnungen bis 2050, basierend 

auf Daten bis 2030 von UN - Framework Con-
vention on Climate Change (2015): Synthesis 
report on the aggregate effect of the intend-
ed nationally determined contributions. 
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internationale Einigung und damit 

eine Trendwende möglich sein kön-

nen, gilt die erfolgreiche, rasche, 

weltweite Reduktion der anthropoge-

nen FCKW-Emissionen, die das Ozon-

loch in der Atmosphäre verursachen. 

Nicht zu verkennen ist jedoch die 

deutlich höhere Anforderung beim 

Klima- im Vergleich zum Ozonprob-

lem: Beim FCKW waren die Zusatzkos-

ten der umweltfreundlicheren Ersatz-

stoffe relativ gering, während der re-

lative Kostennachteil der Nutzung 

regenerativer Energieträger heute 

noch groß ist. Ferner waren damals 

die Industrieländer bereit, die bei ei-

ner Umstellung entstehenden, zusätz-

lichen Kosten auf Seiten der Entwick-

lungsländer zu übernehmen, während 

sie heute weder bereit noch politisch 

dazu in der Lage sind, die entspre-

chende Differenz zu tragen. Hinzu 

kommen die hohen Unsicherheiten 

über deren Höhe sowie über geeigne-

te Wege zum Ziel. Zudem geht es 

nicht nur um Kühlschränke und 

Sprühdosen, sondern um fossile Ener-

gieträger, welche die Grundlage des 

Energiesystems der Welt (mit weni-

gen Ausnahmen) und damit der 

Weltwirtschaft darstellen.  

Daraus resultieren politische Barrie-

ren vielfältiger Natur zur Erreichung 

des Zwei-Grad-Ziels: Es gibt unter-

schiedliche nationale und sektorale 

Interessen sowie differenzierte Vor-

stellungen über Verantwortlichkeiten 

und Gerechtigkeit im Klimabereich. So 

dominiert im Nord-Süd-Diskurs die 

Vorstellung, dass die reichen Länder 

die Verantwortung am Klimawandel 

trügen und somit diese Staaten auch 

primär das Problem zu lösen hätten. 

Dies unter anderem auch deshalb, 

weil sie dafür über geeignete Techno-

logien und ausreichende Ressourcen 

verfügten. Aus Sicht der reichen Län-

der sind es insbesondere auch die 

Wohlstandsambitionen der ärmeren 

Länder – so legitim diese auch immer 

sein mögen – die das Klimaproblem in 

seiner jetzigen Schärfe hervorge-

bracht hätten. Da es bisher keine kos-

tengünstige, breitflächig nutzbare 

Alternative zu fossilen Energieträgern 

gibt, gilt die Dekarboni-sierung als 

schwierig durchzusetzen. Sie trifft 

zudem auf erheblichen Widerstand 

der Eigentümer fossiler Depots. 

Staatseinnahmen ganzer Regionen 

hängen vom Verkauf und der Nutzung 

Karbon-basierter Energieträger ab. 

Zusätzlich setzen die Entwicklungs-

programme vieler Schwellenländer 

die zunehmende Nutzung derartiger 

Energieformen voraus. Neben den 

Differenzen zwischen den Staaten 

sind auch die unterschiedlichen indi-

viduellen Verhältnisse innerhalb eines 

Landes nicht zu vernachlässigen, da 

Personen mit höherem Einkommen in 

der Regel auch höhere Treibhaus-

gasemissionen verursachen.  

Nichts destotrotz bedeutet die Ver-

einbarung der UN-

Weltklimakonferenz in Paris (2015) 

einen wichtigen Durchbruch in der 

internationalen Klimapolitik. Ein gro-

ßer Fortschritt in Richtung Zwei-Grad-

Ziel liegt darin begründet, dass dem 
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Verhandlungsergebnis fast alle Staa-

ten der Welt zugestimmt haben und 

zusätzlich 100 Milliarden Dollar per 

anno Transferleistungen unterschied-

licher Art von reicheren zu ärmeren 

Ländern ab dem Jahr 2020 zugesagt 

wurden.  

Neben den Transferzahlungen haben 

auch nahezu alle Staaten Zusagen 

(sogenannte INDCs / Intended Natio-

nally Determined Contributions) zur 

Emissionsverminderung avisiert. Diese 

beinhalten bei den Industrieländern 

absolute Absenkungen, bei den Nicht-

Industrieländern geplante relative 

Absenkungen im Verhältnis zum Wirt-

schaftswachstum. Die Qualität der 

Zusagen ist allerdings generell nur 

schwer zu überprüfen, da sich die 

meisten Zusagen von Schwellen- und 

Entwicklungsländern auf Verbesse-

rungen gegenüber spezifischen Busi-

ness-as-usual-Szenarien beziehen, die 

in Bezug auf die zugrunde gelegten 

Formen von betrachteten Klima-

gasemissionen sehr inhomogen sind. 

Hinzu kommen noch vielfältige Bedin-

gungen, unter die einzelne Länder 

ihre Zusagen gestellt haben. Insge-

samt gelten die Aussagen im Einzel-

nen als wenig greifbar und unterei-

nander oft kaum vergleichbar. 

In Summe reichen die Zusagen in 

Form der INDCs vermutlich nicht aus, 

um den Temperaturanstieg auf deut-

lich unter zwei Grad zu begrenzen.  

Der Weltklimavertrag tritt, falls alles 

nach Plan verläuft und die Zusagen 

der Staaten, wie in Paris angekündigt, 

bis zu den Jahren 2018 / 2019 tatsäch-

lich in rechtsverbindlicher Form erfol-

gen, im Jahr 2020 in Kraft. Bevor die 

Staaten ihre jeweiligen Emissionsmin-

derungen verbindlich abgeben müs-

sen, ist für die Jahre 2018 bis 2020 ein 

zusätzlicher interner Revisionsprozess 

vorgesehen. Danach ist der nächste 

für die politischen Prozesse relevante 

Termin das Jahr 2023, denn die 

selbstgesteckten Ziele sollen nach 

dem Abkommen der UN-

Klimakonferenz in Paris, beginnend im 

Jahr 2023 alle fünf Jahre überprüft 

und verschärft werden.  

Zwischenfazit: In Paris wurde ein 

wichtiger Schritt erreicht. Jetzt sind 

weitere Maßnahmen gefordert. Auf 

zusätzliche staatliche Initiativen zu 

warten wird nicht ausreichen, um die 

gesetzten Ziele zu erreichen. Es sind 

neue Ansätze erforderlich, insbeson-

dere auch unter Einbeziehung des 

Privatsektors. 

2.2 Die Bedeutung priva-

ter Initiativen zur CO2-

Reduktion 

Nach Paris sind auch andere, nicht-

staatliche Akteure zu motivieren, 

stärker als bisher aktiv zu werden, um 

eine Klimakatastrophe zu vermeiden. 

Das betrifft den privaten Sektor – Un-

ternehmen, Organisationen und Ein-

zelpersonen – aber auch Bundeslän-

der, Städte und Gemeinden. Diese 

müssen in signifikantem Umfang da-

für gewonnen werden, freiwillig – das 

heißt über gesetzliche Vorgaben hin-
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aus – mehr für den Klimaschutz zu 

tun. Gerade im Unternehmenssektor 

sind diese freiwilligen Maßnahmen 

weiter voranzutreiben, wobei von 

unterschiedlichen Intentionen und 

Handlungsspielräumen der Unter-

nehmen auszugehen ist. In dieser Un-

terschiedlichkeit liegt auch ein Poten-

zial. Die technologischen „First Mo-

ver“ können über freiwillige Klima-

maßnahmen einen wichtigen Beitrag 

zur Emissionsminderung leisten und 

damit Reputation aufbauen. Der frei-

willige Anspruch, klimaneutral zu 

agieren, ist in Corporate Social 

Responsibility (CSR)-Konzepten zu 

verankern. Hier kann die Politik hel-

fen, diese Potenziale an die Entschei-

dungsträger in privaten Unternehmen 

zu kommunizieren.  

Zu den freiwilligen Maßnahmen gehö-

ren – neben anderen – Minus-

Emissionen (z.B. Stilllegung legaler 

Zertifikate im Emissionshandel) oder 

die biologische CO2-Abspaltung (Se-

questrierung), insbesondere durch 

Aufforstungsprogramme. 

Beispielsweise können mit weltweiten 

Aufforstungsprojekten alle Nachhal-

tigkeitsdimensionen positiv beein-

flusst werden: Der Atmosphäre wird 

CO2 entzogen und aufgeforstete Wäl-

der dienen als Basis für die Nutzung 

erneuerbarer Rohstoffe, die etwa alle 

40 Jahre „geerntet“ werden. Zugleich 

entstehen Arbeitsplätze und Wohl-

stand vor Ort. Private Unternehmen 

können solche Maßnahmen ko-

finanzieren, um gleichzeitig für sich 

Klimaneutralität zu beanspruchen. 

Darüber hinaus vermögen private 

Unternehmen zukünftig unter Um-

ständen Staaten dafür gewinnen, ihre 

Gesamtemissionen auf ihrem Territo-

rium freiwillig weitergehend zu redu-

zieren, indem die Unternehmen den 

Staaten mit Emissionshandel entspre-

chende CO2-Emissionen „abkaufen“ 

und daraus für sich Klimaneutralität 

ableiten. Über einen solchen Mecha-

nismus ließen sich auch die Preise für 

Emissionsrechte anheben.  

Zudem ist auch die Herausforderung 

des „Carbon Leakage“ zu adressieren: 

Es kommt vor, dass Emissionsreduzie-

rungen in einer Nation (z.B. durch 

geringere Produktion emissionsinten-

siver Güter) zu Emissionserhöhungen 

in einer anderen Nation führen (wenn 

diese die Güter vermehrt produziert 

und in die erstgenannte Nation expor-

tiert). Auch wenn Carbon Leakage 

kein Problem der Freiwilligkeit ist, so 

ist sie eine besondere Form des Ex-

ternalitätenproblems auf zwischen-

staatlicher Ebene und kann durch in-

ternationale Transferzahlung (z.B. 

Green Climate Fund) ausgeglichen 

werden, um in ärmeren Ländern eine 

wirtschaftliche Entwicklung im Ein-

klang mit Klimaschutzzielen zu errei-

chen. Neben den Transferzahlungen 

existieren auch Vorschläge, mit Treib-

hausgas-Import-Zöllen zu arbeiten. 

Die kritische Flanke privater Initiativen 

soll dabei nicht verschwiegen werden: 

Es besteht die Gefahr, dass privat fi-

nanzierte Maßnahmen konterkariert 
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werden. So könnte eine privat finan-

zierte Aufforstung an einer Stelle zu 

einer erleichterten Aufgabe des 

Schutzes von Waldflächen an anderer 

Stelle führen. Auch könnte eine aufge-

forstete Fläche nach wenigen Jahren 

wieder abgeholzt werden. Zweifel 

dieser Art stellen sich auch bei freiwil-

ligen staatlichen Maßnahmen ein, 

ebenso wie bei vertraglich vereinbar-

ten staatlichen Maßnahmen, die mit 

unzureichenden Sanktionen gekoppelt 

sind. Spürbare und strikte Sanktionen 

sind aber bisher selten in der interna-

tionalen Klimapolitik. 

Die freiwilligen Initiativen von Priva-

ten und von Ländern, Städten und 

Gemeinden können insbesondere 

dazu beitragen, die Zeitspanne bis 

zum Wirksamwerden verbindlicher 

und überprüfbarer politischer Maß-

nahmen zu überbrücken. Die überge-

ordneten staatlichen Ebenen sollten 

die untergeordneten Ebenen dabei 

unterstützen. 

2.3 Die europäische 

Klimapolitik neu jus-

tieren 

Ein Kernelement der europäischen 

Klimapolitik stellt seit 2005 das CO2-

Zertifikatehandelssystem „European 

Union Emission Trading System“ (EU-

ETS) dar. Die Etablierung des EU-ETS 

ist ein Meilenstein in der ökonomisch 

fundierten Umweltpolitik, da es das 

erste internationale Cap-and-Trade 

System für Emissionen ist. Unterneh-

men aus den erfassten Sektoren sind 

verpflichtet, für jede emittiere Tonne 

Treibhausgas ein Zertifikat zu erwer-

ben. Die Europäische Union bringt 

eine fixe Anzahl an Zertifikaten (Cap) 

in Umlauf, die den Mitgliedstaaten 

nach einem Schlüssel zugeteilt wird. 

Von den Staaten werden die Zertifika-

te zum Teil an interessierte Unter-

nehmen versteigert oder ohne Gegen-

leistung an Unternehmen verteilt. 

Zertifikate werden auf einem EU-

weiten Markt an Börsen oder „over 

the counter“ gehandelt (Trade). Die-

ser Marktpreis ist somit für die Zertifi-

kate-pflichtigen Unternehmen der 

relevante Preis für eine Tonne Emissi-

on und stellt die Opportunitäts-kosten 

einer Emission dar. Denn anstatt 

Treibhausgase zu emittieren, könnte 

ein solches Unternehmen seine Zerti-

fikate am Markt verkaufen. 

Das EU-ETS ist als Ausgangspunkt für 

ein weltweites und alle relevanten 

Sektoren umfassendes System ge-

plant.3 Immer mehr Länder der Welt 

planen (China) oder etablieren (Kali-

fornien, Neuseeland) Emissionshan-

delssysteme. Gekoppelte Systeme 

sind aber selten. Es gibt lediglich eine 

Form von Handel auf staatlicher Ebe-

ne zwischen den Annex-I-Staaten des 

                                                      
3
 Zudem sollten neben CO2 auch die anderen 

Treibhausgase, die bei Wirtschaftsaktivitäten 
erzeugt werden, mit entsprechenden Koeffi-
zienten Zertifikate-pflichtig sein, was sie teil-
weise auch sind. Es gibt Treibhausgase wie 
Wasserdampf, deren Entstehung / Erzeugung 
kaum der Zertifikatepflicht unterworfen wer-
den kann. Im Folgenden wird von CO2 gespro-
chen. 
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Kyoto-Protokolls. Innerhalb der EU 

blieb das ETS zudem in seiner sektora-

len Gültigkeit beschränkt, nämlich 

insbesondere auf die Stromerzeugung 

und eine Reihe von Industriesektoren, 

während zum Beispiel die Landwirt-

schaft und die Wohnungswirtschaft 

(Gebäudeheizung und Warmwasser) 

nicht teilnehmen. Aus dem Verkehrs-

sektor ist lediglich der Luftverkehr 

beteiligt, aktuell jedoch nur für in-

nereuropäische Flüge. 

Aus ökonomischer Sicht sind diese 

Beschränkungen des EU-ETS zu kriti-

sieren, denn die Stärke eines funkti-

onsfähigen Emissionshandelssystems 

besteht gerade darin, überregional 

und übersektoral einen einheitlichen 

Emissionspreis zu etablieren. Dieser 

Preis würde für alle privaten (und öf-

fentlichen) Akteure den Anreiz setzen, 

die kostengünstigsten Emissionsre-

duktionen ausfindig zu machen und zu 

realisieren. Die Zertifikate würden 

dann nur für solche Emissionen einge-

setzt werden, deren Reduktion teurer 

als der Zertifikatspreis wäre. Je weit-

reichender ein Cap-and-Trade System 

ist, desto breiter ist der Horizont zur 

Aufdeckung von kostengünstigen Re-

duktionsmöglichkeiten – und dies auf 

Basis dezentraler Entscheidungen der 

einzelnen Akteure, die über ihre Re-

duktionsmöglichkeiten und deren 

Kosten am besten Bescheid wissen. 

Dies fördert die Umsetzung des öko-

nomischen Prinzips und wirkt damit 

auf eine Senkung der Gesamtkosten 

hin.  

Allerdings dürfen die ökonomischen 

und politischen Grenzen dieses Sys-

tems nicht übersehen werden. Auch 

ein generalisiertes EU-ETS wird Teil 

eines Portfolios verschiedener politi-

scher Instrumente sein, ist entspre-

chend einzubetten und ggf. auch an-

zupassen, wie in den folgenden Ab-

schnitten illustriert wird. 

2.3.1 Vorsichtige ordnungspoli-

tische Unterstützung 

Um die erwünschten Lenkungsanreize 

zu setzen, müsste der Zertifikatspreis 

höher sein als bislang. Ein drastisch 

hoher Preis ist jedoch auch nicht er-

wünscht: er würde insbesondere in 

den Bereichen, die hohe Anpassungs-

kosten haben, zu wirtschaftlichen 

Verwerfungen führen. Gedacht ist das 

ETS als ein Anreizsystem moderater 

Stärke, das langfristig in allen Wirt-

schaftsbereichen seine Wirkung ent-

falten soll. Damit ist das ETS aber auch 

darauf angewiesen, dass viele einzel-

wirtschaftliche Akteure ausreichend 

stark auf einen moderaten Emissions-

preis reagieren.  

Manchmal reagieren die Akteure un-

erwartet rasch und stark auf finanziel-

le Anreize, während sie in anderen 

Fällen einen rational schwer erklärba-

ren Attentismus an den Tag legen. Ein 

Beispiel für eine unerwartet rasche 

und starke Anpassung war der Erfolg 

der Flottengrenzwerte für Pkw, wel-

che 2009 von der EU eingeführt und 

mit finanziellen Pönalen von umge-

rechnet 475 Euro pro Tonne CO2 ver-

sehen wurde. Das Ziel, den durch-
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schnittlichen CO2-Verbrauch von Au-

tomobilneuzulassungen bis 2012 auf 

unter 130 g/km zu senken, hielt der 

Wissenschaftliche Beirat noch in sei-

nem Gutachten von 2008 für unrealis-

tisch sowie unnötig kostentreibend – 

und wurde von der Realität rasch 

überholt.4  

Auf das Käuferverhalten kann die 

Verbesserung jedoch nicht zurückge-

führt werden, denn eine signifikante 

Anteilsverschiebung zu Fahrzeugen 

mit geringeren Fahrwiderständen 

(Kleinwagen, Kompaktklasse), die den 

CO2-Ausstoß des Straßenverkehrs 

deutlich verringern könnte, ist seit 

langem nicht zu beobachten. In Hin-

blick auf die bis vor kurzem hohen 

Treibstoffpreise und das dauerhaft 

hohe Niveau der Mineralölsteuer ist 

zu konstatieren, dass die preisliche 

Steuerung der Fahrzeugwahl bisher 

allenfalls eingeschränkt funktionierte 

– ein Beispiel für geringe Reagibilität 

der Akteure. Ebenso wenig würde sich 

daher wohl auch eine Einbeziehung 

des Straßenverkehrs in das EU-ETS auf 

die Fahrzeugwahl auswirken. Auf eine 

ordnungspolitische Unterstützung des 

Technikwandels durch Standardset-

zung, insbesondere zur Absicherung 

des technischen Fortschritts zur Um-

                                                      
4
 Das Kraftfahrbundesamt berichtet in seiner 

Jahresbilanz 2015 von einem CO2-
Durchschnittswert von 128,8 g/km. Allerdings 
sei einschränkend ergänzt, dass sich diese 
Werte in der absoluten Höhe auf den europä-
ischen Normzyklus beziehen, wobei die Sche-
re zwischen Real- und Normwerten immer 
weiter auseinander geht. 

weltverträglichkeit, wird man deshalb 

weiterhin nicht verzichten können. 

2.3.2 Die Bedeutung nationaler 

Initiativen zur CO2-

Reduktion 

Die Größe der Gesamtaufgabe („De-

karbonisierung der Wirtschaft“) ver-

langt von einigen Wirtschaftssektoren 

grundlegende Umstellungen, die alle 

beteiligten Akteure umfassen müssen. 

In einer solchen Situation können rei-

ne Preisanreize, wie sie durch das ETS 

gesetzt werden, ihre Wirkung verfeh-

len. Selbst bei ausreichenden Preisan-

reizen könnten die verschiedenen 

privaten Akteure mögliche Koordina-

tions-probleme nicht lösen und abge-

stimmte Schritte hin zu einer Erneue-

rung nicht bewältigen. Vor diesem 

Hintergrund mag eine Politik weitrei-

chender staatlicher Eingriffe sinnvoll 

sein, die über eine Zertifikatspflicht 

oder das Setzen von Emissionsnormen 

weit hinausgeht, um solche konzer-

tierten Entwicklungsschritte für die 

Gesamtwirtschaft bewirken zu kön-

nen. Deshalb begrüßt der Wissen-

schaftliche Beirat grundsätzlich die 

Richtlinie EU 2014/94 über den Auf-

bau von Infrastrukturen für alternati-

ve Kraftstoffe. 

Es ist offensichtlich, dass eine solche 

Politik der „großen Schritte“, die a 

priori viel kostet, bei beschränkten 

Budgets gut überlegt sein muss. Man 

kann daher auch nicht alle denkbaren 

„großen Schritte“ gleichzeitig gehen, 

sondern muss strategische Sektoren 

auswählen, auf die man sich konzent-
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rieren will. Dies steht nicht im Wider-

spruch zum ökonomischen Prinzip. Es 

bedeutet jedoch, dass in den anderen 

Sektoren, die nicht Ziel einer strategi-

schen Initiative sind, umso mehr auf 

die Kosten geachtet werden muss, um 

eine Überlastung von Wirtschaft und 

Gesellschaft zu vermeiden. 

2.3.3 Die deutsche Energie-

wende im Stromsektor 

zum Erfolg führen 

Deutschland hat sich entschieden, 

den Stromsektor fast vollständig und 

in relativ kurzer Zeit umzubauen und 

auf erneuerbare Energien umzustel-

len. Damit liegt der strategische Fokus 

Deutschlands klar auf diesem Sektor. 

Es erscheint wenig sinnvoll, alle ande-

ren Energie-intensiven Wirtschafts-

sektoren gleichzeitig mit ähnlicher 

Intensität umzubauen.  

Die Fokussierung auf den Stromsektor 

wird besonders deutlich, wenn man 

Ziele und bisherigen Teilerfolge mit 

denen des Verkehrssektors vergleicht. 

Der Anteil der erneuerbaren Energien 

am Bruttostromverbrauch beträgt 

derzeit bereits ca. 25% und soll bis 

2020 auf 35% und bis 2030 auf 50% 

steigen; die für den Endzustand 2050 

angestrebten 80% werden dann schon 

in greifbarer Nähe sein. Hingegen ist 

der Verkehrssektor mit heute ca. 

19.000 Elektrofahrzeugen weit ent-

fernt von den für 2020 angestrebten 1 

Million Elektrofahrzeugen, und auch 

diese würden nur ca. 2,5% der Pkw-

Flotte repräsentieren.5 Parallel wird 

das Ziel verfolgt, den Endenergiever-

brauch des Verkehrssektors bis 2020 

um lediglich 10% zu reduzieren. Diese 

Zahlen sind im Vergleich zum Energie-

sektor wenig ambitioniert.  

Strom als Querschnittstechnologie der 

Klimapolitik kann jedoch Implikatio-

nen für viele andere Sektoren haben, 

so auch für den Verkehrssektor. In 

einem späteren Stadium auf Basis 

einer erfolgten Wende im Stromsek-

tor mag eine drastische Energiewende 

im Verkehrssektor zur Elektro- oder 

Wasserstoffmobilität möglich und 

sinnvoll sein, die dann zu einer star-

ken Emissionsreduktion führen könn-

te – wenn die dafür zusätzlich benö-

tigten Strommengen ebenfalls auf 

erneuerbaren Energiequellen basie-

ren. 

Bis dahin kann man jedoch in Frage 

stellen, ob eine Zunahme der Elekt-

romobilität bei dem gegenwärtigen 

Strom-Mix zu einer Verringerung der 

CO2-Emissionen des Verkehrs führen 

würde. Eine Substitution des konven-

tionellen Antriebs von Pkw durch 

Elektroantrieb (das schließt auch die 

partielle Substitution mit Plug-in Hyb-

riden ein) wird erst dann wirksam zur 

CO2-Emissionssenkung beitragen, 

wenn die dafür benötigte elektrische 

Energie nicht zu einer Senkung des 

Anteils an regenerativ erzeugtem 

                                                      
5
 Kraftfahrt-Bundesamt (2015): 

http://www.kba.de/DE/Statistik/Fahrzeuge/B
es-
tand/Umwelt/2014_b_umwelt_dusl_absolut.
html 
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Strom bei anderen Nutzergruppen 

(z.B. Industrie oder Privathaushalte) 

führt. Die Verbesserung in der Bilanz 

des Straßenverkehrs wäre sonst nur 

an eine gleich große Verschlechterung 

in anderen Bereichen gekoppelt, also 

nur ein Scheingewinn für die Umwelt.  

Die deutsche Entscheidung für die 

Energiewende insbesondere im 

Stromsektor ist weltweit klar kommu-

niziert worden. Für den Klimawandel 

ist aus globaler Sicht  Deutschland ein 

kleines, quantitativ eher unbedeuten-

des Land, gilt nun aber als „Laborato-

rium“ für die Energiewende. Denn 

weltweit steht die Frage im Raum, ob 

und wie die ökologische Modernisie-

rung des Industriesystems gemeistert 

werden kann. Ein Erfolg der deut-

schen Energiewende würde auch die 

technisch-wirtschaftliche Ausgangssi-

tuation für andere Länder signifikant 

verbessern.  

Der Vollendung der Energiewende im 

Stromsektor kommt daher hohe Be-

deutung zu, selbst wenn dieser Pro-

zess im Augenblick noch wenig zur 

CO2-Reduzierung beiträgt. Tatsächlich 

stiegen in der letzten Zeit sogar die 

Emissionen aus der deutschen Strom-

erzeugung, was seine Ursache zum 

einen in der Priorität des Ausstiegs 

aus der Kernenergie und zum anderen 

im niedrigen Preis der CO2-Zertifikate 

hat. Letzteres zeigt, dass Initiativ-

Politiken wie die deutsche Energie-

wende mit der Funktionsweise des 

EU-ETS kollidieren können. 

2.3.4 Das EU-ETS in Einklang 

mit nationalen Initiativen 

bringen 

Fokussierte Initiativ-Politiken und 

„große Schritte“ einzelner Staaten 

können sinnvolle und notwendige 

Bestandteile der Klimapolitik sein. 

Derzeit werden jedoch Initiativ-

Politiken einzelner Mitgliedländer – 

wie etwa die geplante Abschaltung 

älterer Kohlekraftwerke in Deutsch-

land, um dadurch 30 Millionen Ton-

nen CO2-Emissionen pro Jahr im 

Kraftwerkssektor einzusparen – vom 

EU-ETS gewissermaßen neutralisiert, 

da die vermeintlichen Einsparungen 

an anderer Stelle doch emittiert wer-

den. Die ökologische Wirkung der 

Initiative wird damit konterkariert. 

Das initiierende Land könnte diesen 

Gegeneffekt nur dadurch aufheben, 

dass es zusätzlich zu den Kosten der 

Politik (z.B. Abschaltung älterer Koh-

lekraftwerke) auch noch die Kosten 

der von dieser Politik freigesetzten 

Zertifikate (z.B. der von diesen Kraft-

werken bisher nachgefragten Zertifi-

kate) aufbringt, indem es diese Zerti-

fikate kauft und stilllegt. Ein solches 

Land müsste daher doppelt bezahlen. 

Das macht jedoch wenig Sinn. 

Natürlich ist es wünschenswert, dass 

Regierungen, die Initiativ-Politiken 

durchführen wollen, eine Koordinati-

on mit dem EU-ETS anstreben. Umge-

kehrt muss aber auch vom EU-ETS 

gefordert werden, dass Zertifikate, die 

durch eine sinnvolle Initiativ- 

Politik eines Mitgliedslandes freige-

setzt werden, dem Markt von der An-
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gebotsseite wieder entzogen werden. 

Andernfalls liefen die Bemühungen 

der Initiativ-Politiken ins Leere und es 

entstünden hohe Kosten, ohne dass 

Emissionen eingespart würden. 

Dies erfordert jedoch, dass sich die 

Mitgliedstaaten auf eine wirksame 

Klimapolitik und die dafür notwendi-

gen Reformen des ETS einigen.  

Darauf sollte die Bundesregierung  

unbedingt hinwirken. Die in der Dis-

kussion stehende und von der  

Bundesregierung geforderte Markt-

stabilitätsreserve für das EU-ETS  

kann ein Schritt in die richtige Rich-

tung sein. Sollten jedoch die anderen  

Mitgliedsländer und die EU als  

Ganzes nicht mitziehen, dann  

bliebe das Steuerungsinstrument EU-

ETS entwertet und die nationale 

Klimapolitik könnte sich immer  

weniger am EU-ETS und der europäi-

sche Politik ausrichten. 

2.3.5 Das EU-ETS reaktivieren 

Das EU-ETS war von Anfang an,  

in Bezug auf die eingebundenen  

Sektoren, zu klein dimensioniert  

und erfüllt bisher auch in  

seinen jetzigen Wirkungsbereichen 

die Erwartungen nicht. Ein Problem  

des Emissionshandels besteht  

darin, dass viele mittlerweile  

umgesetzte Maßnahmen im  

Bereich erneuerbarer Energien 

und der Steigerung der Energieeffizi-

enz die Nachfrage nach CO2- 

Zertifikaten reduzieren, was  

konsequenterweise im Cap-and-Trade 

Verfahren zu fallenden Markt- 

preisen dieser Zertifikate führt.  

Hinzu kommt die stagnierende  

Konjunktur in der EU (außer in 

Deutschland), die zu einem  

weiteren Rückgang der Zertifikate-

Nachfrage führte. Infolge dessen  

ist die Lenkungswirkung des EU-ETS 

bisher gering.  

Auf EU-Ebene gibt es einen  

einfachen Weg, das ETS wieder  

zu einem Motor der CO2- 

Reduktion zu machen: Die  

durch eine Initiativ-Politik eines Mit-

gliedslandes freigesetzten Zertifikate 

müssen durch eine Angebots- 

verknappung wenigstens teilweise 

dem Markt entzogen werden, oder 

alternativ muss bei gegebener  

Zertifikatemenge die Zertifikatepflicht 

(Nachfrage) ausgeweitet werden.  

In diesem Kontext empfiehlt der Wis-

senschaftliche Beirat, das EU-ETS 

um den Verkehrssektor und  

speziell die Kraftstoffe des Straßen-

verkehrs zu erweitern, ohne dabei  

die gesamte Zertifikatemenge  

entsprechend zu erhöhen. Diese  

Option könnte das EU-ETS in  

seiner Funktionsweise gleich  

doppelt verbessern, indem sie  

sowohl den Zertifikatspreis stabilisie-

ren als auch den Wirkungsbereich des 
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Systems verbreitern würde.6 Setzt 

man bei den Inverkehr-Bringern der 

Treibstoffe auf der ersten Handelsstu-

fe an, so erhält man eine organisato-

risch einfache Lösung. Da die Politik 

bestimmen kann, wie viele EU-

Emissionsrechte (EUAs) zusätzlich 

geschaffen werden, würde die Maß-

nahme eine große Klimaschutzwir-

kung entfalten und aus volkswirt-

schaftlicher Sicht Mittel freisetzen, 

um das Klima wirksamer zu schützen, 

als es mit den bisherigen Maßnahmen 

möglich war. Die Belastung der Pkw-

Fahrer mit Zusatzkosten beim Preis 

für Otto-Kraftstoffe von unter 4 Cent 

pro Liter wäre aus sozialen Gesichts-

punkten zu vertreten, würde aber 

auch nicht zu größeren Verhaltensän-

derungen führen. Die tatsächliche 

Emissionsreduktion dürfte daher im 

Wesentlichen bei anderen EU-ETS-

Anlagen in Europa erfolgen. Dieses ist 

ein wichtiger Beitrag zu ökonomischer 

Effizienz, da so mit gegebenen Mitteln 

möglichst viele Treibhausgase einge-

spart werden können. 

Ein besonderes Augenmerk gilt dem 

Schienenverkehr: obwohl dieser aus 

ökologischer Sicht vielerlei Vorteile 

aufweist, ist der Sektor durch EEG-

Umlage, Stromsteuer und die Zertifi-

                                                      
6
 Zudem wäre auch die intersektorale Gerech-

tigkeit mit einem Zertifikatesystem am besten 
zu realisieren. Dazu müssten aber die Zertifi-
kate vom Staat nicht ohne Gegenleistung 
verteilt, sondern versteigert oder am Markt 
verkauft werden. Unternehmen oder Sekto-
ren, die zu Einsparungen nicht bereit sind, 
müssten dann für ihre Emissionen zahlen, 
während die anderen die Anpassungslasten 
tragen. 

katepflicht bei der Stromerzeugung 

stark belastet. Der elektrisch betrie-

bene Schienenverkehr kommt schon 

jetzt für die benötigten EUAs vollstän-

dig auf. Würde man die Treibstoffe für 

den dieselbetriebenen Verkehr auch 

in das EU-ETS einbringen, so wären 

die budgetären Voraussetzungen ge-

schaffen, die Eisenbahnverkehrsun-

ternehmen in Deutschland von Strom-

steuer und EEG-Umlage zu befreien 

bzw. die Zuwendungen an die Eisen-

bahninfrastruktur zu erhöhen.  

Der Wissenschaftliche Beirat plädiert 

daher – wie schon in seiner Stellung-

nahme von 2008 – für eine Auswei-

tung sowie eine Reform des EU-ETS 

und rät, in dieser Richtung europäisch 

zu wirken. 

2.4 Doppelstrategie 

Der Wissenschaftliche Beirat schlug 

der Bundesregierung schon 2008 eine 

Doppelstrategie vor. Diese beinhalte-

te erstens, international abgestimmte 

Anstrengungen und möglichst auch 

Schritte in Richtung eines globalen 

Handels mit Emissionsrechten zu för-

dern. Zweitens sollten auf nationaler 

und europäischer Ebene verkehrsspe-

zifische Instrumente wie regulative 

Eingriffe und Standards genutzt wer-

den, um auch hier voranzukommen. 

Dabei ist auf ökonomische Effizienz 

und ökologische Effektivität, Zukunfts-

tauglichkeit sowie politische Umsetz-

barkeit zu achten.  

Heute gilt die Doppelstrategie grund-

sätzlich weiterhin, ist aber neu zu 
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schärfen und um den Aspekt der frei-

willigen privaten und kommunalen 

Initiativen (als dritten Teil) zu ergän-

zen. Die Lösung kann aber nicht darin 

bestehen, dass Europa als einer der 

umwelt- und klimasensiblen Akteure 

der Weltgemeinschaft im eigenen 

Bereich die Zielsetzungen politisch 

weiter verschärft, um die internatio-

nal bestehende Lücke zu schließen. 

Dafür ist der Einfluss Europas auf die 

Größe der Lücke viel zu gering. 

Hinsichtlich des Emissionshandels 

bedarf es zunächst einer Reform des 

EU-ETS. Diese Reform muss eine Sta-

bilisierung des Zertifikatspreises auf 

einem deutlich höheren Niveau als 

heute erreichen, und die Einbezie-

hung der Kraftstoffe des Straßenver-

kehrs und des internationalen Flug-

verkehrs sollte dabei Hauptziel sein. 

Auch sollte eine konstruktive Abstim-

mung von Initiativ-Politiken einzelner 

Länder mit dem Zertifikateangebot 

des EU-ETS erreicht werden. 

Mit Blick auf die Sektor-spezifischen 

regulativen Eingriffe und Standards ist 

vor einem Aktionismus zu warnen, der 

am ökonomischen Prinzip vorbeigeht. 

Administrative, an quantitativen Ge-

samtzielen orientierte Top-down-

Politiken sind hier besonders anfällig. 

Allerdings kann auf Sektor-spezifische 

regulative Eingriffe und Standards 

auch nicht völlig verzichtet werden. 

Das Potenzial solcher Einzelmaßnah-

men im Verkehrssektor steht im Mit-

telpunkt der folgenden Ausführungen. 
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3 Der Beitrag des Verkehrs zu den CO2-

Emissionen 

 

 

Der motorisierte Verkehr (Bahn, Bus, 

Pkw, Lkw, Schiff, Flugzeuge) trug im 

Jahr 2014 mit rund 21% zum deutsch-

landweiten CO2-Ausstoß im Energie-

sektor bei, welcher für 96% der Ge-

samtemissionen in Deutschland ver-

antwortlich ist (siehe Abbildung 1). 

Dieser Sektor beinhaltet neben dem 

Transport auch die Energieindustrie, 

die Fertigungsindustrie und den Bau. 

In der Rubrik „Sonstige“ werden unter 

anderem die Haushalte und auch die-

jenigen Emissionen, die bei der Ener-

gieerzeugung für den elektrisch be-

triebenen Verkehr anfallen, aufgelis-

tet. 

Im Gegensatz zu anderen Bereichen 

im Energiesektor ist der Anteil des 

Verkehrs am CO2-Ausstoß in Deutsch-

land zwischen 1990 und 2014 von 

16% auf 21% angestiegen, während 

die anderen Quell-Bereiche in diesem 

Zeitraum ihre CO2-Emissionen stärker 

reduzieren konnten. Vor allem die 

Energieindustrie senkte ihre Emissio-

nen von 423905 kt (1990) auf 341181 

kt (2014), was einer Reduktion von 

82724 kt CO2 entspricht. Im Vergleich 

dazu beschränkte sich die Reduktion 

im Verkehrsbereich auf bescheidene 

2413 kt CO2, was zu einem CO2-

Ausstoß von 159469 kt im Jahr 2014 

führte. 

Bei der Aufteilung nach Verkehrsträ-

gern zeigt sich, dass in Deutschland im 

Jahr 2014 die Straße mit 96% am 

Transport überwiegt und somit mit 

knapp 21% an den Gesamtemissionen 

des Energiesektors in Deutschland 

beteiligt ist. Luft- und Schiffsverkehr 

erreichen jeweils einen Anteil von 

etwa 0,3% und der Bahnverkehr trägt 

mit ca. 0,1% an den Gesamtemissio-

nen des deutschen Energiesektors bei 

(siehe Abbildung 2). 
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Abbildung 1: CO2-Emissionen in Deutschland 2014 nach Branchen im Energiesek-

tor 

Quelle: EIONET (2016): 

http://cdr.eionet.europa.eu/Converters/run_conversion?file=de/eu/mmr/art07_inventory/ghg_inventory/envvpj0sg/DEU_20

16_2014_14012016_125421_started.xlsx&conv=tohtml&source=local 

 

 

Abbildung 2: CO2-Emissionen im Transport in Deutschland 2014 nach Verkehrsträ-

gern in Prozent der Gesamtemissionen des Energiesektors 

Quelle: EIONET (2016): 

http://cdr.eionet.europa.eu/Converters/run_conversion?file=de/eu/mmr/art07_inventory/ghg_inventory/envvpj0sg/DEU_20

16_2014_14012016_125421_started.xlsx&conv=tohtml&source=local 

 

Die absoluten CO2-Emissionen des 

Straßenverkehrs sind in Deutschland 

zwischen 1990 und 2014 um 1% ge-

stiegen (siehe Abbildung 3). Zuneh-

mende Fahrleistungen und der Trend 

zu im- 

 

 

mer leistungsstärkeren und schwere-

ren Fahrzeugen hatten zwischen 1990 

und 1999 zunächst zu einem kräftigen 
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Emissionsanstieg geführt. Von 2000 

bis 2009 gingen die CO2-Emissionen 

des Straßenverkehrs zurück. Dazu 

trugen vor allem sparsamere Moto-

ren, weiterentwickelte Fahrzeugkon-

struktionen und eine starke Zunahme 

des Anteils von Pkw mit Dieselmotor 

(geringerer Verbrauch bei vergleich-

baren Fahrzeugparametern) bei.  

 

Abbildung 3: CO2-Emissionen des deutschen Straßenverkehrs (in 1000t)

Quelle: EIONET (2016): 

http://cdr.eionet.europa.eu/de/eu/mmr/art07_inventory/ghg_inventory/envvpj0sg/index_html?&page=2 

 

Der seit den 90er Jahren andauernde 

Absatzboom für schwere und ver-

gleichsweise verbrauchsstarke SUVs 

läuft den Anstrengungen zur CO2-

Reduktion zuwider und kompensiert 

die Effizienzgewinne in der Fahrzeug-

technik zu einem großen Teil über. Die 

Fahrzeuge verbrauchen durch ihre 

Größe, ihr Gewicht und den meistens 

eingebauten Allradantrieb auf 100 km 

fast bis zu 20% mehr Kraftstoff als 

vergleichbare Limousinen oder Kom-

binationskraftwagen. Hersteller rech-

nen auch in Zukunft mit einem weite-

ren Anstieg des Absatzes von SUVs. 

Der aktuelle Anteil (10,6%) wird – 

selbst bei konservativer Fortschrei-

bung des Trends – bald zu den Antei-

len der Kleinwagen (14,6%) und der 

Mittelklasse (13,2%) aufschließen. Die  

 

Zunahme hängt sicherlich auch mit 

dem wachsenden Angebot "kleinerer" 

SUVs zusammen, aber bezogen auf 

das Transportangebot sind auch diese 

Fahrzeuge prinzipiell schwerer, besit-

zen eine größere Stirnfläche, haben 

somit konzeptbedingt einen höheren 

Streckenkraftstoffverbrauch und ver-

ursachen somit höhere CO2-

Emissionen. 

Prognosen zufolge werden die CO2-

Emissionen des Verkehrs in Deutsch-

land im Vergleich zum Basisjahr 2005, 

bis zum Jahr 2020 um 7,8% und zum 

Jahr 2030 um 9,5% ansteigen. Beson-

ders hohe Zunahmen werden beim 

Güterverkehr sämtlicher Verkehrs-

träger erwartet, wobei hier insbeson-

dere die zunehmende Transportleis-
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tung einen erheblichen Einfluss hat. 

Da nur noch geringe Steigerungen der 

Pkw-Fahrleistungen prognostiziert 

werden, wird der Anteil des motori-

sierten Individualverkehrs an den CO2-

Emissionen demgegenüber sinken.7  

Im Gegensatz zum Straßenverkehr ist 

der CO2-Ausstoß im Schienenverkehr 

trotz steigender Transportleistung fast 

stetig gesunken. Die Emissionen im 

Jahr 2014 entsprechen nur noch ei-

nem Drittel der Emissionen aus 1990 

(siehe Abbildung 4). Anzumerken 

bleibt, dass die Emissionen aus der 

Produktion von Bahnstrom in dieser 

Statistik nicht enthalten sind. Diese 

starke Reduktion unterstreicht den 

Erfolg, der durch Modernisierung der 

Triebfahrzeugflotte, sowie durch die 

Elektrifizierung weiterer Strecken und 

den damit verringerten Einsatz der 

Diesel-Traktion erreicht wurde.  

Mit der Energiewende ist auch ein 

Wandel der Stromerzeugung für den 

Bahnverkehr verbunden. Durch die 

Netzbetreiber geht es hin zu mehr 

regenerativen Quellen und weg von 

Atom- und Kohlestrombezug. Aller-

dings ist zur Sicherstellung des Strom-

bedarfes auch für den Bahnbetrieb 

eine Kraftwerksreserve notwendig, 

die bisher noch weitgehend mit fossi-

len Energieträgern betrieben wird. 

 

 

                                                      
7
 Wittenbrink, P. (2014). Transportmanage-

ment: Kostenoptimierung, Green Logistics 
und Herausforderungen an der Schnittstelle 
Rampe. Springer: Wiesbaden. 
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Abbildung 4: CO2-Emissionen des deutschen Bahnverkehrs (in 1000t) 

Quelle: EIONET (2016): 

http://cdr.eionet.europa.eu/de/eu/mmr/art07_inventory/ghg_inventory/envvpj0sg/index_html?&page=2

Der Luftverkehr ist mit ca. 0,3% an 

den gesamten deutschen anthropo-

genen Emissionen im Energiesektor 

beteiligt (EIONET, 2016). Die CO2-

Emissionen des abgehenden Luftver-

kehrs sind zwischen 1990 und 2000 

um 16% gestiegen (siehe Abbildung 

5). Dies konnte insbesondere durch 

technologische Innovationen an den 

Flugzeugen erreicht werden. Diese 

Minderungswirkungen durch techno-

logischen Fortschritt werden aber in 

den kommenden Jahren geringer aus-

fallen, da weitere Verbesserungen nur 

noch mit erheblichem Innovationspo-

tenzial gehoben werden können. Je-

doch wirkt sich der Einsatz größerer, 

besser ausgelasteter Fluggeräte posi-

tiv aus. So nahm 2015 die Zahl der 

Flugbewegungen in Deutschland (ex-

klusive Überflugverkehr) nur noch um 

0,9% zu. 

Weltweit wird hingegen mit einem 

jährlichen Wachstum der Luftver-

kehrsleistung von mehr als 5% gerech- 

net. Dennoch strebt die ICAO bezogen 

auf die CO2-Emission ein emissions-

freies Wachstum ab 2020 an: Nach 

aktuellen Prognosen wird dies jedoch 

ohne weitere politische Eingriffe bis 

zum Jahr 2040 nicht erreichbar sein. 

Selbst bei einer Kraftstoffverbrauchs-

verbesserung um jährlich 2% würden 

sich die CO2-Emissionen weltweit bis 

zum Jahr 2050 gegenüber 2020 ver-

doppeln. Der durch diese in großer 

Höhe emittierten Klimagase verur-

sachte stärkere Treibhauseffekt wird 

zudem durch Stickoxide befeuert, so 

dass auch Grenzwerte für die Emissi-

onen von Stickoxiden notwendig wer-

den. 
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Abbildung 5: CO2-Emissionen des deutschen Luftverkehrs (in 1000t) 

Quelle: : EIONET (2016) 

http://cdr.eionet.europa.eu/de/eu/mmr/art07_inventory/ghg_inventory/envvpj0sg/index_html?&page=2

 

Die Seeverkehrswirtschaft spielt ge-

rade für Deutschland als Industrie- 

und Exportland eine wesentliche Rol-

le.  

Weltweit wird über 95% des gesam-

ten interkontinentalen Warenaus-

tauschs über die Seeschifffahrt reali-

siert. Etwa 

90% des außereuropäischen Handels  

(nach Gewicht) und etwa 40% des 

innereuropäischen Handels (nach 

Tonnen-Kilometer) ist See- und Küs-

tenhandel. Die Seeschifffahrt verur-

sachte 2012 weltweit etwa 2,2% der 

CO2-Emissionen (796 Mio. t, IMO 

2014). In Deutschland ist die Schiff-

fahrt in 2014 mit 0,3% an den CO2-

Emissionen des Energiesektors betei-

ligt (EIONET, 2016).8 Aufgrund eines 

weiter wachsenden Welthandels so-

wie einem sichtbaren Wirtschafts-

                                                      
8
 Die dargestellten Emissionen der Schifffahrt 

beziehen sich auf die zwischen zwei deut-
schen Häfen an- und ablegenden Schiffe ge-
mäß EIONET-Berechnungen. 

wachstum und einem Anstieg der 

Kaufkraft in dynamischen Wirtschafts-

regionen werden weltweit das Trans-

portvolumen und die Transportleis-

tung auch künftig weiter ansteigen. 

Insofern ist, auch entsprechend den 

IMO-Zukunftsszenarien (IMO 2014), 

langfristig mit einem CO2- 

Emissionsanstieg zu rechnen.  

Die IMO-Greenhouse Gas Studie 2014 

stellt jedoch auch fest, dass, obwohl 

immer mehr Güter auf dem Seeweg 

transportiert werden und so der 

Weltseehandel von 2007 bis 2012 um 

19% zugenommen hat, die CO2-

Emissionen,zumindest von 2007 auf 

2012 um 10% sanken. Diesen abneh-

menden Verlauf der CO2-Emissionen 

der deutschen Schifffahrt von 1990 

bis 2014 zeigt Abbildung 6.9
 

 

                                                      
9
 Weißbuch zur Klimapolitik der EU, 2011, S. 5 
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Abbildung 6: CO2-Emissionen der deutschen Schifffahrt (in 1000t) 

Quelle: EIONET (2016): 

http://cdr.eionet.europa.eu/de/eu/mmr/art07_inventory/ghg_inventory/envvpj0sg/index_html?&page=2

 

Zusammenfassend lässt sich feststel-

len: Nimmt man die von der EU for-

mulierten, quantitativen Klimaziele 

ernst, müssten auch im Verkehrssek-

tor sehr schnell wirksame Maßnah-

men zur CO2-Reduzierung ergriffen 

werden. Die EU scheut sich allerdings, 

hierfür geeignete, konkrete und kurz-

fristig  

ausreichend wirksame Maßnahmen 

zu benennen. Der Zielkonflikt zwi-

schen Verkehrsleistung und dem Er-

reichen der ehrgeizigen Klimaziele 

scheint nicht im Konsens lösbar. Es 

wird sogar davon ausgegangen, dass 

der Verkehrssektor in den nächsten 

15-20 Jahren keinen Beitrag zum Kli-

maschutz leisten wird.9 

Somit stellt sich die drängende Frage, 

ob und wie der Verkehrssektor den-

noch durch ein Set von innovativen 

Einzelmaßnahmen signifikant eine 

Reduzierung von CO2-Emissionen be-

wirken kann und soll.  
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4 Klimapolitische Maßnahmen des Verkehrs-

sektors in Deutschland 

 

 

Die Bundesregierung und das BMVI 

haben sich in den letzten Jahren mit 

zwei wesentlichen, öffentlich zugäng-

lichen Stellungnahmen zu Klimafragen 

im Verkehrsbereich in Deutschland 

geäußert: dem 2014 erschienenen 

Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 

(AP) sowie der Mobilitäts- und Kraft-

stoffstrategie (MKS) aus dem Jahr 

2013. Der Wissenschaftliche Beirat 

hat bereits 2008 in einer Stellung-

nahme eine Vielzahl von Maßnahmen 

genannt, mit denen der Verkehrssek-

tor eine aktive Rolle bei der CO2-

Minderung spielen kann. Es gilt vor 

dem oben beschriebenen, klimapoliti-

schen Hintergrund zu prüfen, welche 

Maßnahmen heute zu empfehlen 

sind, um weitere Emissionsminderun-

gen im Verkehrssektor in Deutschland 

auszulösen. 

Der Wissenschaftliche Beirat identifi-

ziert in einem gestuften Prozess un-

abhängig von einer Einbeziehung des 

Verkehrssektors in das ETS ein Set von 

prioritären Maßnahmen, mit denen 

der Verkehrsbereich seiner Verant-

wortung zum Klimaschutz verstärkt 

gerecht werden kann. Dazu bedarf es 

in einem ersten Schritt eines Krite-

rien-gestützten Bewertungskatalogs 

für mögliche Maßnahmen. Bei der 

Auswahl der Evaluierungskriterien 

steht die systematische Beurteilung 

der Maßnahmen aus verkehrspoliti-

scher Perspektive im Vordergrund. 

Dies bedeutet, dass die ökologische 

Dimension in Gestalt der Wirkung 

einer Maßnahme auf CO2-Emissionen 

(Effektivität) im Zeitverlauf (Umset-

zungshorizont) ebenso zu untersu-

chen ist wie die ökonomische Dimen-

sion (Effizienz). Die politische Dimen-

sion muss nicht nur den rechtlichen 

Rahmen (nationale Machbarkeit), 

sondern auch die Wirkung auf Betei-

ligte und Betroffene (Akzeptanz) im 

Blick haben. Dies ergibt folgendes 

Kriterien-Set: 

 Effektivität 

Beschreibt das mögliche CO2-

Minderungspotenzial durch die jewei-

lige Maßnahme.  

 Umsetzungshorizont 

Kennzeichnet jene Zeitspanne, die 

benötigt wird, bis eine Maßnahme 

realisiert werden kann und ihre beab-

sichtigte Wirkung entfaltet.  

 Effizienz 

Sind die Kosten für die Umsetzung 

einer Maßnahme niedrig, entspricht 

dies bei gegebenem Effektivitätsni-
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veau einer hohen Effizienz. Umge-

kehrt gilt, dass hohe Kosten bei gege-

benem Effektivitätsniveau die Effizi-

enz einer Maßnahme verringern. 

 Akzeptanz 

Aus verhaltensbezogener Sicht ist eine 

Einschätzung zur vermuteten Akzep-

tanz von Maßnahmen in der Bevölke-

rung abzugeben. 

 Nationale Machbarkeit 

Sie stellt darauf ab, inwieweit eine 

Maßnahme durch etwaige EU-

Gesetzesvorgaben allenfalls einge-

schränkt oder selbständig durch nati-

onale Institutionen realisierbar ist. 

Vorgeschaltet wird die Auswahl der 

Maßnahmen durch den Befund ge-

lenkt, ob eine Maßnahme bereits in 

einem der beiden Strategiepapiere 

der Bundesregierung bzw. des BMVI, 

also im Aktionsprogramm Klimaschutz 

2020 (AP) oder in der Mobilitäts- und 

Kraftstoffstrategie (MKS), erwähnt 

worden ist. Falls dies nicht der Fall ist, 

gilt eine Maßnahme als besonders 

innovativ. Da viele der Maßnahmen 

noch nicht in größerem Umfang um-

gesetzt worden sind, muss sich die 

Bewertung auf eine qualitative Ein-

schätzung aus Expertensicht begren-

zen. 

Die folgende Tabelle enthält einen 

Überblick über diejenigen Maßnah-

men zur Senkung der CO2-Emissionen 

im Verkehrsbereich, die in der Ge-

samtschau aller Kriterien als beson-

ders geeignet („hohes Potenzial“) ein-

zuschätzen sind. Diese Maßnahmen 

sind nach Verkehrsträgern sowie nach 

Verkehrsträgerübergreifenden Kate-

gorien geordnet. Zu den übergreifen-

den Kategorien gehören das Ver-

kehrsverhalten und die Stadt- bzw. 

Raumentwicklung (daneben wird das 

Verkehrsverhalten nochmal speziell 

für den Straßengüterverkehr (SGV) 

und den motorisierten Individualver-

kehr (MIV) thematisiert).  



NACH DER KLIMAKONFERENZ IN PARIS: WIRD EINE NEUE KLIMASTRATEGIE FÜR DEN VERKEHR 
BENÖTIGT? 

31 

Verkehrsträger/ 

Sektor 
Luftverkehr 

Maßnahmen 

Werben für die weltweit 
einheitliche Einführung 
eines ETS im Luftverkehr 
unter der Ägide der ICAO 
(d.h. nicht nur für Intra-
EU Flüge). 

Neue Bemessung von 
Cap und Trade Fakto-
ren, um angemessene 
Preise pro Zertifikate zu 
erzielen. 

Entwicklung effizienterer 
Triebwerke (TW) und 
aerodynamisch optimierter 
Flugzeuge. 

Beispiel: Mehrstufige 
Brennkammern 

„AP“der BReg oder 
„MKS“des BMVI 
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Hoch 

 

Hoch 

 
Umsetzung der Single 
European Sky 2+ (SES 
2+). 

Potenzial: Umwege 
senken, strahlungswir-
kungs- (RF) optimierte  
Flughöhen,  
Einsparungspotenzial 
(Referenz 2006). 

4,7 Mio. t CO2. 

Mittel 

 
Vermutlich nun vermehrt 
NOx und nachrangig weite-
re Kraftstoffverbrauchs– 
Reduzierung. 
Mehrstufige Brennkam-
mern produzieren bis zu 
40% weniger Stickoxide. 
Wirkung auf den Strah-
lungshaushalt noch nicht 
hinreichend präzise be-
stimmt 
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Kurzfristig 

Bis 2018. Entwurf in 
2016 erstellt. 

Kurzfristig 

Nach ICAO ist die ETS 
Einführung vermutlich 
sinnvoll (Entwicklung 
des europ. Luftraums 
auf Basis des SES seit 
2008 auf einem hohen 
Niveau). 

Mittelfristig 
 

Nicht vor 2025. 
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Mittel 

Erhebungsverfahren über 
Emissionshandelsstellen 
in Europa bereits etab-
liert, SES Performance 
Scheme liefert zahlreiche 
zusätzliche Metriken 

Hoch 

Der mathematische 
Mechanismus ist etab-
liert. 

Mittel 

Kosten enorm für neue 
TW, Beitrag begrenzt, 
dennoch ein MUST als 
Technologieführer. 
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Mittel 

In Europa eher Hoch, da 
man bereits an das EU 
ETS „gewöhnt“ ist – Rest 
der Welt Mittel – Paris 
hat Verständnis gemehrt. 

Gering 

Die Nutzer des Luft-
raums / Kunden wer-
den steigende Preise 
insbesondere auf der 
Kurzstrecke erfahren. 
Es ist Widerstand zu 
erwarten. 

Hoch 

Airlines (bisher) investie-
ren viel in neue Technolo-
gie. Anreizsysteme schaf-
fen über Gebühren voraus-
gesetzt. 

Nationale 
Machbarkeit 
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Verkehrsträger/ 

Sektor 
Luftverkehr Schiene 

Maßnahmen 

Zuweisung emissionsmi-
nimaler Flugtrajektorien. 

Modernisierung der 
Treibfahrzeugflotte hin 
zu modernen E-Loks oder 
Hybridloks (z.B. BR423). 
Neue Triebfahrzeuge 
nutzen - nicht nur Trieb-
wagen. 

Veränderung des Ener-
giemix: Weg von Braun- 
und Steinkohle sowie 
Atomstrom. 

„AP“der BReg oder 
„MKS“des BMVI 
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Hoch 

Vorbereitungen laufen, 
Zentrales Erfassungssys-
tem ETAS bei der Deut-
schen Flugsicherung DFS 
für die sechs wichtigsten 
deutschen Airlines  

Hoch 

Intensivierung der Flot-
tenmodernisierung Tfz. 
und Triebwagen (wie 
ICE4 und im SPNV). 

56% weniger Strombe-
darf, -31% durch Rück-
speisung und -25% durch 
Leichtbau gegenüber 
Vorgängerbaureihe 
BR420. 

Hoch 

Große Wirkung auf CO2-
Ausstoß. 
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Kurzfristig 

Einführung bis 2020. 

ETAS ab 2017 einsatzbe-
reit 

Mittelfristig 

Versuche laufen und 
Prototypen sind schon im 
Einsatz. 

Langfristig 

Nur in etwa 20 Jahren 
anpassbar aber wird 
schon durch die neuen 
Verhandlungen über die 
langfristigen Lieferver-
träge angegangen. 
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Hoch 

Beitrag relevant, bereits 
viel investiert. 

Mittel Mittel 
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Hoch 

In Kombination mit 
angepasstem Cap & 
Trade sowie ICAO Emis-
sions Trading starker 
ökonomischer Anreiz 

Hoch 

 

Mittel 

Langfristige Lieferverträ-
ge bieten nur wenige 
Wahlfreiheiten, mehr 
Wind- und Solarenergie. 

Nationale 
Machbarkeit 
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Verkehrsträger/ 

Sektor 
Binnen- und Küstenschifffahrt Seeschifffahrt 

Maßnahmen 

Kompensationslösungen, 
Green Shipping, Greenports-
Initiativen, Carbon Footprin-
ting, Implementierung von 
Umweltmanagementsystemen. 

Forschungsförderung 
innovativer Technolo-
gien, etwa Brennstoff-
zellenantrieb, Elektro-
antrieb, Solarenergie. 

Kompensationslösungen, 
Green Shipping, Greenports-
Initiativen, Carbon Footprin-
ting, Implementierung von 
Umweltmanagementsystemen 
sowie Ship Energy Efficiency 
Management Plans SEEMP. 

„AP“der BReg o-
der „MKS“des 

BMVI 
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Hoch 

Beruht auf Freiwilligkeit, 
Auswirkungen sowohl auf 
CO2-Effekt als auf Sichtbarma-
chung des Klimaproblems, 
Fondslösungen. 

Hoch 

Neben Klimaeffekt auch 
Innovations- und Tech-
nologieeffekt . 

Hoch 

Beruht auf Freiwilligkeit, 
Auswirkungen sowohl auf 
CO2-Effekt als auch Sichtbar-
machung des Klimaproblems. 
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Kurzfristig Mittel- bis langfristig Kurzfristig 
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Mittel Mittel 

Im Rahmen von unter-
nehmerischen  For-
schungs- und Investiti-
onsstrategien plan- und 
realisierbar. 

Mittel 
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Mittel 

Nimmt zu. 

Hoch 

Förderprogramme. 

Mittel 

Nimmt zu. 

Nationale 
Machbarkeit 
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Verkehrsträger/ 

Sektor 
Seeschifffahrt Straßengüterverkehr 

Maßnahmen 

Forschungsförderung 
innovativer Technolo-
gien, etwa Brennstoff-
zellenantrieb, Elektro-
antrieb, Solarenergie, 
Windenergie (Zugdra-
chen, Flettnerrotoren). 

Einsatz von Telematiklösungen 
zur Optimierung von Fahrzeugen 
und Infrastruktur. 

Assistenzsysteme: 

Topologische Antriebsopti-
mierung über digitale Karte 
oder Cloud-Dienste. 

„AP“der BReg 
oder „MKS“des 

BMVI 
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Mittel 

Neben Klimaeffekt auch 
Innovations- und Tech-
nologieeffekt durch; 

Ziel IMO, Minderung 
der CO2-Emissions-rate 
um bis zu 75% durch 
technisch-
organisatorische Maß-
nahmen. 

Mittel 

Verringerung der Umweltbelas-
tung durch Steuerung des Ver-
kehrs u. Fahrverhaltens. 
Vermeidung von Staus sowie 
Leer- und Suchfahrten. 
Steigerung der Effizienz der 
vorhandenen Verkehrsinfra-
struktur. 
Mit Telematik lassen sich Daten 
für einen besseren Verkehrsfluss 
erheben (Verkehrsströme beein-
flussen) – mit Wechselverkehrs-
zeichen, Warnhinweisen, Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen 
oder Umleitungen. 
(Spriteinsparung von 7%)  

Mittel 

LKW bleibt nicht stur auf 
einer geregelten Geschwin-
digkeit – es wird optimal 
geregelt, je nachdem ob es 
bergauf oder bergab geht; 
Das System legt automatisch 
den effizientesten Gang ein 
und senkt dadurch den 
Verbrauch. (Spriteinsparung 
von 4%). 
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Mittel- bis langfristig Mittel- bis langfristig Mittel- bis langfristig 
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Mittel  

Im Rahmen von unter-
nehmerischen  For-
schungs- und Investiti-
onsstrategien plan- und 
realisierbar. 

Mittel 

Einmalig 2 000€ dann 50-65€ im 
Monat – somit etwa 720€ im 
Jahr. 

Mittel 

Einmalig 1 500€. 
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Hoch 

Förderprogramme. 

Hoch Mittel - Hoch 

Aktive Fahrsteuerungen (z. 
B. EcoRoll) sind verfügbar, 
werden aber nur von einzel-
nen Anbietern verbaut. (bis 
zu 5% Einsparung). 

Nationale 
Machbar-

keit 
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Verkehrsträger/ 

Sektor 
Straßengüterverkehr 

Maßnahmen 
Optimierungen an Fahrzeughüllen. Verbesserungen 

bei Reifen. 
Geschwindigkeitsbegren-
zung von LKW unter 7t auf 
80 km/h. 

„AP“der BReg 
oder „MKS“des 

BMVI 
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Mittel 

Dachspoiler und Spaltverkleidungen 
sind bei Sattelzügen für den Fernver-
kehr Standard, nicht jedoch bei klei-
neren Lkw im Verteilerverkehr. 

Modifikationen der Längenbeschrän-
kungen für Zulassung von aero-
dynamischem Vorbau werden nötig 
sein. 

Geschätzt bis zu 5% geringeren Kraft-
stoffverbrauch (durch Dachspoiler, 
Spiegel durch Kamera ersetzen, Sei-
tenverkleidung, Stossstange, Unter-
fahrschutz) und bis zu 20% bei Te-
ardropform. (Teardropform: Strö-
mungsgünstig abgerundetes Heck; 
nach hinten abgerundete Dachkante). 

Bei Fahrzeug und Auflieger jeweils  
5 940kg CO2 pro Jahr* (Spriteinspa-
rung von 5%) und die Teardropform  

17 820kg CO2*(Spriteinsparung von 
15%). 

Mittel 

Leichtlaufberei-
fung – Energie-
sparreifen redu-
zieren den Rollwi-
derstand. 

Rollwiderstand 
benötigt 45% vom 
Energiebedarf. 

5 940kg CO2 pro 
Jahr* (Spriteinspa-
rung von 5%). 

Mittel 

Einsparung min 6%. 

7 128kg CO2 pro Jahr* (Spri-
teinsparung von 6%). 
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Mittel 

3 500€ für Fahrzeug 
5 000€ für Auflieger  
4 000€ Teardropform 

Sehr hoch 

200-500€ Mehr-
kosten. 

Hoch 
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Hoch 

(bei Teardropform geringer, da es 
aufgrund des abgerundeten Hecks zu 
einem Verlust des Ladevolumens 
kommt – der LKW müsste länger oder 
höher werden, was laut der jetzigen 
EU-Gesetzgebung nicht gestattet ist). 

Mittel  

Leichtlaufreifen 
sind verfügbar, 
werden aber nur 
von einzelnen 
Anbietern verbaut. 
Mögliche Gründe 
dafür: Fahrsicher-
heit, Kosten. 

Mittel 

Nationale 
Machbar-

keit 
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* Annahmen zur Berechnung: durchschnittlich 150.000 km pro Jahr/LKW mit durchschnittlichen Verbrauch von 30l. Annahme 

2.64 kg CO2-Ausstoß/Liter.  

Verkehrsträger/ 

Sektor 

Motorisierter Individu-
alverkehr 

Verkehrsverhalten im Strassen- 
güterverkehr 

Maßnahmen 

Verschärfung der Emissions-
vorschriften in Verbindung 
mit Real-Drive-Emission. 

Anreize zum wirtschaftli-
chen Fahrverhalten. 

Speziell: Schulungen der 
Fahrer für wirtschaftliches 
Fahrverhalten mit regel-
mässigen Auffrischungs-
kursen. 

Eco-Drive-System 

Fahrverhalten wird unter-
stützt – kontinuierliche 
Rückmeldung bei „Fehlver-
halten“ – der Fahrer wird 
stetig an ökonom. und öko-
log. Fahrweise erinnert. 

„AP“der BReg 
oder „MKS“des 

BMVI 
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Mittel bis Hoch 

Das Mittel der Emissionsvor-
schriften über die Flotte der 
Neufahrzeuge eines Herstel-
lers führt zu einer hohen 
Wirkung, wobei die Optimie-
rung aus betriebswirtschaft-
licher Sicht getrieben dazu 
führt, dass auf die Regelun-
gen hin optimiert wird, wes-
halb in der Praxis deutlich 
weniger erreicht wird, als 
nominal angedeutet wird. 
Ferner ist eine solche Steue-
rung kontraproduktiv für 
Integration in den  Emissi-
onshandel anzusehen. 

Hoch 

„Erheblicher“ Einsparef-
fekt bei den Treibstoffkos-
ten. 
Verankerung des umwelt-
freundlichen Fahrens bei 
den Fahrern + Bewusst-
seinsstärkung . 
Bei weniger Spritver-
brauch im Monat be-
kommt der Fahrer eine 
Bonuszahlung (bis zu 
120€). 
14 256kg CO2 pro Jahr* 
(Spriteinsparung von 
12%). 

Hoch 

Fahrverhaltensunterstüt-
zung und dadurch Kraftstof-
feinsparung von 
10-15%. 

14 256kg CO2 pro Jahr* 
(Spriteinsparung von 12%). 
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Mittelfristig 

Über sich stetig verschärfen-
de Emissionsgrenzwerte für 
Neuzulassungen von Pkws 
realisierbar. 

Kurz- bis mittelfristig Mittelfristig 
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Gering 

Der für die Erreichung der 
Werte notwendige techn. 
Aufwand übersteigt in vielen 
Fällen jede Rentabilität durch 
den Nutzergewinn geringe-
ren Kraftstoffpreise. Bei 
Werten unter 95g CO2/km ist 
diese Maßnahme sehr un-
wirtschaftlich. Die aktuelle 
Gewichtung von Plug-in-
Hybrid-Fahrzeugen. führt zu 
deren Zunahme ohne Gewinn 
für das CO2-Ziel. 

Sehr hoch 

1 440€ im Jahr (Bonuszah-
lungen). 

Pro Schulung um die 500€ 
. 

Hoch 

Einmalig 350€ und dann 
zwischen 2,5-10€ monatlich. 

A
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Hoch 

Solange die Käufer und Nut-
zer keine Transparenz über 
Kosten hergestellt haben. 

Hoch 

Bei Fahrern unter Um-
ständen eher gering. 

Mittel 

 

Nationale 
Machbar-
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keit 

* Annahmen zur Berechnung: durchschnittlich 150.000 km pro Jahr/LKW mit durchschnittlichen Verbrauch von 30l. Annahme 
2.64 kg CO2-Ausstoß/Liter.  

Verkehrsträger/ 

Sektor 

Verkehrsverhalten 
im MIV 

Verkehrsverhalten generell 

Maßnahmen 

Öko-Fahrtrainings, 
verstärkte Integration 
in die Fahrausbildung. 

Geschwindigkeiten redu-
zieren – auf BAB, Land-
straßen und innerorts: 
Konkrete Vorschläge des 
Wiss. Beirats des BMVI aus 
2010 („Sicherheit zuerst“) 
realisieren. 

Diagnostik- und Rückmeldesyste-
me im Auto, die unmittelbar Ver-
brauchs- und Emissionsinformati-
onen geben (kontingentes Verhal-
tensmanagement). Daran Ergeb-
nisse (Anreize) knüpfen. 

„AP“der BReg 
oder „MKS“des 

BMVI 
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Sehr hoch 

Verbrauchsminderung 
um bis zu 35% durch 
geändertes Fahrverhal-
ten; 

Im betrieblichen Be-
reich vielfach bewährt. 

 

Sehr hoch 

Positive ökologische Wir-
kung ebenso hoch wie 
positive Wirkung auf 
Straßenverkehrssicher-
heit. 

 

Hoch 
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Kurzfristig Kurz- bis mittelfristig Kurz- bis mittelfristig 

Teilweise bereits verbaut. 
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Sehr hoch 

„Niedrig hängende 
Frucht“. 

Sehr hoch 

 

Hoch 

Kosten niedrig:  

„Niedrig hängende Frucht“ 
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Hoch 

Anreize für Teilnahme 
fehlen im privaten 
Bereich. 

Mittel 

Strittig: ebenso stark 
gefordert wie abgelehnt.  

Konkretisiert in: Wiss. 
Beirat des BMVI: Sicher-
heit zuerst, ZVS (2010). 

Hoch 

auch durch spielerisches Element 
(„gamification“) 

Nationale 
Machbar-
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Verkehrsträger/ 

Sektor 
Verkehrsverhalten generell 

Maßnahmen 

Flächendeckender 
Einsatz von Multi 
Modal Informati-
on and Ticketing 
Systems (MMITS) 
im Personenver-
kehr durch Verla-
gerung auf CO2-
ärmere Verkehrs-
träger. 

Mobilitätsmanagement (MM) 

Betriebliches, standortbezogenes 
und zielgruppen-spezifisches 
Mobilitätsmanagement als Ober-
begriff zu Behavioural insights 
teams. 

Behavioural insights 
teams  

Es werden verhaltensbe-
zogene Maßnahmen 
aufeinander abgestimmt,  
entwickelt und koordi-
niert (auch zwischen 
Bund, Ländern und 
Kommunen). Dazu zählen 
auch Anreize und 
nudging („schubsen“). 
Beispiele: In USA, UK, CH, 
NL 

„AP“der BReg oder 
„MKS“des BMVI 
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Sehr hoch 

13 Mio. t CO2  

Information hilft 
das Verhalten zu 
beeinflussen 

 

 

Sehr hoch 

Übergreifender Einsatz im Ver-
haltensbereich. 

Beispiele in BaWü, NRW sowie  
Kampagnen effizient mobil und 
mobil profit. 

Verminderte Pkw-Nutzung in der 
jungen Generation (SrV, 2013), 
zumindest in Agglomerationen. 

Grundsätzlich löst eine kontinu-
ierliche Bewusstseinsbildung in 
Koppelung mit preispolitischen 
Instrumenten spürbare Effekte in 
Richtung einer CO2-Reduktion 
aus. 

Sehr hoch 

 

U
m

se
tz

u
n

gs
-

h
o

ri
zo

n
t Mittelfristig Kurz- bis mittelfristig Kurz- bis mittelfristig 

Ef
fi

zi
en

z/
 

K
o

st
en

 

 

Mittel Hoch Sehr hoch 

Kosten niedrig. 
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Hoch Hoch 

Maβnahmen im Bereich Mobili-
tätsmanagement und Bewusst-
seinsbildung sind heute weit 
verbreitet (z.B. landesweite 
Förderprogramme) 

Hoch 

 

Nationale 
Machbarkeit 

   

 

Verkehrsträger/ 

Sektor 
Verkehrsverhalten generell 

Maßnahmen 

Abschaffung steuerlicher Fehlan-
reize, bspw. die Entfernungspau-
schale bei der Steuerberechnung. 

Reale Preise wahrnehmbar 
machen, um die Rationali-
tät des Entscheidungsver-
haltens zu erhöhen (z.B. 
durch kontingente Rück-
meldesysteme für schädi-
gungsarmes Fahrverhal-
ten). 

Beispiel: Pay as you drive – 
Versicherungspolicen, 
besser noch: Pay how you 
drive.. 

Marketing, Wer-
bung 

Öko-Label, Kam-
pagnen, Vergleich-
sportale. 

 

 

„AP“der BReg oder 
„MKS“des BMVI 
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Mittel 

Das Umweltbundesamt ließ die 
potenzielle Reduzierung der 
Fahrtweiten durch die Abschaf-
fung der Entfernungspauschale 
vom Fraunhofer ISI im Ver-
kehrsmodell ASTRA19 simulie-
ren. Die CO2-Sparpotenziale aus 
der Abschaffung der Entfer-
nungspauschale betragen gegen-
über TREMOD-Trend im MIV für 
2020 4.3 und für 2030 4.9 Mio. 
Tonnen CO2. 

Mittel 

 

Hoch 

Beispiel: Öko-
Stromwerbung bei 
DB oder Auto-
Umweltliste des 
VCD 

 

U
m

se
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u
n

gs
-

h
o
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n
t 

 

Kurzfristig Mittelfristig Kurz- bis mittel-
fristig 

Ef
fi

zi
en

z/
K

o
st

en
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Sehr hoch 

Es fallen keine Kosten an. 

 

Hoch Mittel 

Kann ein Wettbe-
werbsvorteil sein. 
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Gering 

Da die Maßnahme einer Steuer-
erhöhung gleich kommt, dürfte 
die Akzeptanz gering sein. 

Mittel 

Je nach erwarteten Vortei-
len. 

Hoch 

Bei Interessierten.  

Wahrnehmbarkeit 
von Vorteilen 
erhöhen. 

Nationale 
Machbarkeit 

   

Verkehrsträger/ 

Sektor 

Verkehr Allge-
mein 

Stadtentwicklung 

Maßnahmen 

Forschungsförderung 

 

Oberbegriff: stadtverträgli-
che Mobilität fördern! 

Stärkung Rad- und Pedelec-
Verkehrs u.a. durch Rad-
schnellwege flächende-
ckend in urbanen und 
suburbanen Siedlungen. 
ÖPNV-Konzept, Fußgänger- 
und Fahrrad-freundliche 
Stadt; Parkraumbewirt-
schaftung, Verkehrsberuhi-
gung und betriebliches 
Mobilitätsmanagement. 

Zielformulierung in Richtung 
einer kompakten und auf Ver-
kehrsvermeidung zielenden 
Siedlungsentwicklung (u.a. 
konsequente Nutzung von 
Brachflächen, Brachflächen-
kataster, schienenorientierte 
Siedlungsentwicklung). 

 

 

„AP“der BReg oder 
„MKS“des BMVI 
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Mittel 

Problem: Es wird zu 
sehr auf einzelne 
große Maßnahmen 
gesetzt (aktuelle 
Beispiele: E-Mobility 
Automatisierung). 

Hoch 

Z.T. Stärkung des Radver-
kehrs u.a. in Verknüpfung 
mit ÖPNV (z.B. Rad-
schnellwege, Fahrradver-
leih). 

Jeder mit dem Auto zu-
rückgelegte Kilometer, der 
auf den Fuß- oder Radver-
kehr verlagert wird, spart 
etwa 200 Gramm CO2 ein. 
Die Verlagerung von Pkw-
Verkehr auf den Radver-
kehr kann laut UBA (2010) 
durch Förderung des Rad-
verkehrs bis 2030 4.5 Mio. 
Tonnen gegenüber 2005 
einsparen. 

Mittel 

Rückgang der Neuflächeninan-
spruchnahme für Siedlungs- 
und Verkehrsflächen von ca. 
100 ha/Tag auf derzeit ca. 70 
ha/Tag. 

CO2-Minderungspotenzials mit 
integrierten Verkehrs- und 
Siedlungsplanung nur unter 
sehr spezifischen Annahmen u. 
im Zusammenwirken mit ande-
ren verkehrsvermeidenden 
Maßnahmen möglich.  Umwelt-
bundesamt schätzt in Studie 
CO2-Emissionsminderung im 
Verkehr in D (2010), dass die 
Förderung verkehrssparender 
Siedlungsstrukturen bis 2020 
bundesweit 10,2 Mio. t Ver-
kehrsbed. CO2/Jahr - bis 2030 
13,8 Mio. t. 

U
m

se
t-

zu
n

gs
h

o
ri

-
zo

n
t 

 

Langfristig  

Zielorientierte Ver-
stetigung, nicht nur 
periodische Förder-
kampagnen. 

Mittelfristig Langfristig 
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Hoch 

Forschung ist ergeb-
nisoffen. 

Mittel 

Es sind hohe Kosten für 
Investitionen nötig. 

Hoch 

Niedrige Kosten. 
A
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n
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te
l, 
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Hoch Hoch 

Bund kann nur  Rahmen 
setzen und Förderpro-
gramme auflegen; Länder 
und Kommunen müssen 
Maßnahmen selbst  umset-
zen. 

Hoch 

Sehr gut geeignet / Hebel sind 
ROG (Raumordnungsgesetz) 
und BauGB (Baugesetzbuch). 

Nationale 
Machbarkeit 
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Die Tabelle lässt eine Vielzahl von 

Maßnahmen erkennen, die in den 

bisherigen politischen Aktionsplänen 

offensichtlich nicht ausreichend ab-

gedeckt werden und hohes Potenzial 

für CO2-Emissionsminderungen ver-

sprechen. Naturgemäß kann die Ver-

kehrspolitik nicht alle Maßnahmen 

selbst direkt umsetzen. Sie ist jedoch 

aufgerufen, ein politisches Programm 

zu entwickeln, das für die Akteure des 

Verkehrs in Deutschland entspre-

chende Anreize setzt. 
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5 Handlungsempfehlungen für die deutsche 

Verkehrspolitik 

 

 

Die folgenden Hauptempfehlungen 

richten sich nach übergeordneten 

Handlungsfeldern und basieren auf 

einer grundsätzlichen Sichtweise (sie-

he Kapitel 5.1). Die o.g. Einzelmaß-

nahmen werden nach inhaltlichen 

Kriterien den Handlungsfeldern zuge-

ordnet.  

5.1  Die international ab-

gestimmte, im Hin-

blick auf eine kurz-

fristige und deutliche 

Reduzierung der CO2-

Emissionen wirksame 

Klimapolitik stellt ei-

ne große Herausfor-

derung für das 21. 

Jahrhundert dar. Die 

Verkehrspolitik in Eu-

ropa und Deutschland 

muss hierzu einen 

Beitrag leisten, der 

sowohl die noch nicht 

geernteten „low han-

ging fruits“ berück-

sichtigt, als auch das 

ökonomische Prinzip 

für die Auswahl von 

Einzelmaßnahmen 

mit einbezieht. An-

knüpfend an eine Stel-

lungnahme von 2008 

formuliert der Wis-

senschaftliche Beirat 

eine „erweiterte Dop-

pelstrategie“. 

Als einziger Energie-intensiver Wirt-

schaftssektor erreichte der Verkehr 

bislang noch keine Reduktion der CO2-

Emissionen. Unbestreitbar ist, dass 

der Verkehrssektor früher oder später 

mehr leisten muss. Jedoch liegen auch 

nach der UN-Klimakonferenz in Paris 

(2015) keine konkreten Ziele für die-

sen Sektor vor. Es ist daher eine kon-

krete Klimastrategie im Verkehrsbe-

reich zu schaffen. Zugleich ist aber 

unverkennbar, dass aus einer rein 

klimapolitischen Binnenlogik heraus 

definierte Reduktionsziele nicht im-

mer dem ökonomischen Optimum, 

d.h. den mit vertretbaren Kosten im 

jeweiligen Verkehrssektor zu erbrin-
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genden Minderungspfaden, entspre-

chen werden. Nach dem ökonomi-

schen Prinzip sollten Emissionsreduk-

tionen so auf die Sektoren aufgeteilt 

werden, dass die gesamten Kosten 

minimiert werden. Daher gilt es, ge-

eignete Maßnahmen für zieladäquate 

CO2-Minderungen im Verkehrssektor 

mit besonderem Blick auf den damit 

erforderlichen Ressourceneinsatz zu 

bestimmen.  

Als Orientierung dient die erweiterte 

Doppelstrategie: Zum einen sind in-

ternational abgestimmte Anstrengun-

gen und möglichst auch Schritte in 

Richtung eines globalen Handels mit 

Emissionsrechten zu fördern. Zum 

anderen sollten auf nationaler und 

europäischer Ebene verkehrsspezifi-

sche Instrumente wie regulative Ein-

griffe und Standards genutzt werden. 

Dabei ist auf ökonomische Effizienz 

und ökologische Effektivität, Zukunfts-

tauglichkeit sowie politische Umsetz-

barkeit zu achten.  

Diese beiden Grundpfeiler der Dop-

pelstrategie sind um den Aspekt der 

freiwilligen privaten und kommunalen 

Initiativen (als dritten Teil) zu ergän-

zen. Sie müssen die zur Erreichung 

des Zwei-Grad-Ziels erkennbar ge-

wordene Aktivitätslücke der Staaten(-

gemeinschaft) wenigstens teilweise 

und zeitweise füllen.  

5.2  Es ist eine marktkon-

forme Lösung für das 

Externalitätenprob-

lem bereitzustellen: 

Das EU-ETS ist zu re-

formieren und sollte 

grundsätzlich den ge-

samten Verkehrssek-

tor mit einbeziehen. 

Dabei sollten die ein-

zelnen Verkehrsträ-

ger differenziert be-

handelt werden. 

Für den Wissenschaftlichen Beirat 

erscheint es zielführend und konse-

quent, den gesamten Verkehrssektor, 

insbesondere die Kraftstoffverbräu-

che des Straßenverkehrs und des in-

ternationalen Flugverkehrs, in das 

„European Union Emission Trading 

System“ (EU-ETS) einzubinden. Dies 

wird den Preis für Kraftstoffe um eini-

ge Cent erhöhen, was aber nicht als 

„Freifahrschein“ hinsichtlich techni-

scher Standardvorgaben fehlzuinter-

pretieren ist. 

Ohne Zertifikatepflicht verbleiben nur 

andere politische Instrumente zur 

Emissionsreduktion. Dies hat bislang 

zu einer administrativen Top-down-

Politik geführt, bei der jeder Sektor 

eine strikte Reduktionsvorgabe be-

kommt, die er zunächst weiter herun-

ter zu brechen und für die er später 

Vollzug zu melden hat. Dabei können 

sich dann auch schnell die Zuteilungs-

kriterien verschieben: Die administra-

tive Zuteilung neigt dazu, Reduktionen 

proportional zur Verursachungsmen-

ge zu verlangen. Dies mag einem Ge-

rechtigkeitssinn folgen, doch steigen 

damit in aller Regel die Gesamtkosten. 

Nach dem ökonomischen Prinzip hin-

gegen werden Emissionsreduktionen 
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so auf die Sektoren aufgeteilt, dass 

die gesamten Kosten minimiert wer-

den. Insoweit jeder Wirtschaftssektor 

eine aktive Klimapolitik und damit 

eine einhergehende CO2-

Reduktionspolitik verfolgt, ist zu er-

warten, dass sich die marginalen zu-

sätzlichen Vermeidungskosten anglei-

chen werden. 

Eine flexible Handhabung des EU-ETS 

sollte zudem sicherstellen, dass Initia-

tiv-Politiken kompensiert und die An-

reizfunktion bewahrt wird. Dabei wird 

eine dringende Reform des ETS erfor-

derlich sein. Die EU und ihre Mit-

gliedsstaaten müssen Mittel und We-

ge finden, Initiativ-Politiken einzelner 

Mitgliedstaaten zu unterstützen, zu 

fördern und mit dem EU-ETS in Ein-

klang zu bringen. Dies bedeutet etwa, 

die gesamte Zertifikatsmenge ent-

sprechend zu reduzieren, was einer 

Absenkung des „Cap“, also der allge-

mein zulässigen Gesamtemission, ent-

spricht.  

Zumindest kann aus den Erfahrungen 

der Energiewende abgeleitet und da-

her empfohlen werden, dass die Re-

duktionspfade des EU-ETS strenger 

angesetzt werden sollten. Seit einiger 

Zeit ist der Zertifikatepreis so niedrig, 

dass dieses an sich gut geeignete um-

weltpolitische Instrument praktisch 

außer Kraft gesetzt ist. Das EU-ETS 

kann langfristig als Richtschnur und 

integraler Bestandteil der Klimapolitik 

nur ernst genommen werden, wenn 

ein adäquater Zertifikatepreis gehal-

ten wird.  

Sobald dies erreicht ist, muss das ETS 

praktiziert werden. Neben den weni-

gen gezielten und essenziellen Initia-

tiv-Politiken einzelner Staaten (z. B. 

die deutsche Energiewende im 

Stromsektor), für die eine Anpassung 

des EU-ETS eingefordert werden kann, 

sollten umgekehrt zusätzliche Fachpo-

litiken (die z.B. aus fixen Emissions-

vorgaben und einer Top-Down-Politik 

resultieren können) die erzielbaren 

oder gewünschten Effekte des ETS 

nicht konterkarieren. Insofern ist im-

mer darauf zu achten, wie die Wech-

selwirkungen sind, sodass die Fachpo-

litiken sinnvoll mit dem EU-ETS zu 

verzahnen sind. 

Sollte für den Flugverkehr ein welt-

weites internationales Emissionshan-

dels-system bis 2020 nicht etabliert 

werden können und sollten einige 

Länder eine Beteiligung ihrer Flugver-

kehrsgesellschaften am EU-ETS unter-

sagen, käme eine Luftverkehrsgebühr 

in Frage, die an den Passagieren an-

setzt. Eine solche Luftverkehrsgebühr 

sollte bei allen Starts in der EU erho-

ben werden, an den für die Flugreise 

abhängig von Entfernung und Flug-

zeugtyp zu erwarteten Treibhaus-

gasemissionen pro Passagier ansetzen 

und diese mit dem CO2 Zertifikate 

Preis des EU-ETS bewerten. Die Ge-

bühreneinnahmen (abzüglich der Sys-

temkosten) könnten von einer dann 

zu gründenden EU Flugverkehrsge-

bührenbehörde genutzt werden, um 

CO2 Zertifikate zu erwerben und zu 

vernichten. Eine solche Luftverkehrs-

gebühr ist zwar wegen der Systemkos-
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ten nicht in dem Ausmaß geeignet wie 

die Beteiligung der Luftverkehrsge-

sellschaften am EU-ETS. Sie wäre je-

doch insoweit von Vorteil, als dass sie 

erstens von der EU eingeführt werden 

könnte und sich zweitens in den Rah-

men des EU-ETS einbetten würde. 

Sollte in der EU eine Reform des EU-

ETS mit entsprechender Erhöhung der 

Zertifikatepreise nicht zustande kom-

men, dann könnte die Luftverkehrs-

gebühr auch über dem Zertifikatepreis 

angesetzt werden. 

5.3  Absicherung des 

technischen Fort-

schritts durch Stan-

dardsetzung und In-

novationsförderung.  

Durch das Setzen zunehmend an-

spruchsvoller technischer Normen für 

technische Anlagen oder Produkte, 

d.h. von Höchstwerten für deren CO2-

Emissionen, wird eine Emissionsre-

duktion erzwungen. Solche Normen 

können sehr erfolgreich und zugleich 

mit moderaten Zusatzkosten der Pro-

duzenten verbunden sein. Die Gefahr 

ist jedoch, dass solche Normsetzun-

gen leicht zu punktuellen Überforde-

rungen und exorbitanten Kostenstei-

gerungen führen können, was das 

ökonomische Prinzip verletzt und die 

Gesamtkosten in die Höhe treibt. 

Technische Normen sind daher mit 

Vorsicht und besonderer Berücksich-

tigung der durch sie induzierten Kos-

ten zu gestalten. Sie sind aber not-

wendig, um den Innovationspfad in 

den einzelnen Sektoren abzusichern. 

Technologischer Fortschritt muss in-

tensiv vom Staat gefördert und unter-

stützt werden, da nur durch Weiter-

entwicklungen und neue Ideen die 

heutigen CO2-Emissionen weiter ge-

senkt werden können. Hier sind Fort-

schritte in der Entwicklung effizienter 

Antriebe in allen Verkehrssektoren zu 

fokussieren. Zudem zeigen beispiels-

weise Verbesserungen in der Aerody-

namik und bei den Fahrzeughüllen, 

dass auch in diesen Bereichen hohes 

Potenzial vorhanden ist. Das Problem 

in der Vergangenheit war, dass zu 

sehr auf einzelne große Maßnahmen, 

wie die Elektromobilität gesetzt wur-

de. Um diese Problematik zu umge-

hen, muss vermehrt auf eine zielori-

entierte Verstetigung geachtet wer-

den. Periodische Förderkampagnen 

und Einzelmaßnehmen, wie z.B. die 

Kaufprämie für Elektrofahrzeuge, sol-

len dabei vermieden werden. 

5.4  Die Transformation 

des Verkehrssektors 

hin zur CO2-

Neutralität ist in Ein-

klang mit der Ener-

giewende im 

Stromsektor, speziell 

der Elektromobilität, 

zu gestalten. 

Aus deutscher Sicht gibt es einige 

Gründe, die Klimapolitik im Verkehr 

auch im Zusammenhang mit der 

Energiewende im Stromsektor zu be-

leuchten. Positive Effekte für das Kli-

ma gehen mit der Verbreitung der 

Elektromobilität und ggf. auch der 
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Brennstoffzellenantriebe einher. Die 

meisten Emissionskategorien neben 

CO2 (Schadstoffe, Partikel, Lärm) wür-

den dann – zum Teil sogar drastisch – 

abnehmen.  

Jedoch wird sich eine Substitution 

durch Elektrofahrzeuge bis zum Ende 

der Energiewende weitgehend neutral 

hinsichtlich CO2 auswirken, da die 

Elektromobilität nur durch Nutzung 

von regenerativer Energie zu einer 

absoluten CO2-Reduktion führen 

kann. Jeder andere genutzte Energie-

mix wäre nur ein Scheingewinn für die 

Umwelt. Nach Abschluss der Energie-

wende im Stromsektor könnte aller-

dings mit jedem im Feld betriebenen 

Elektrofahrzeug, das ein konventionell 

angetriebenes Fahrzeug ersetzt, die 

Pkw-bedingte CO2-Emission gleich um 

80% (gemäß dem dann vorliegenden 

Primärenergiemix) gesenkt werden. 

Die Förderung der Elektrifizierung in 

den noch verbleibenden drei bis vier 

Dekaden vor dem Abschluss der Ener-

giewende muss daher auf das Ziel 

ausgerichtet sein, für den Zeitpunkt 

der Vollendung der Energiewende die 

Felddurchdringung mit Elektrofahr-

zeugen rasant hoch zu treiben – dann 

im Sinne einer weiteren Initiativ-

Politik. Vorher ist zuzugestehen, dass 

über den Pkw-Sektor insgesamt zwar 

überschaubare Effekte durch An-

triebseffizienz-Verbesserung erreicht 

werden können, aber Elektrofahrzeu-

ge über die nächsten Dekaden keinen 

relevanten Beitrag zur Emissionssen-

kung von CO2 leisten können. 

Wenn der Verkehrssektor schon vor 

Abschluss der Energiewende beim 

Strom einen quantitativ signifikanten 

Beitrag zur gesamten CO2-Reduktion 

liefern sollte, so gäbe es nur zwei 

gangbare Möglichkeiten: Entweder 

der massive Einsatz von Biokraftstof-

fen, doch die werden zunehmend 

kritisch beurteilt. Oder eine deutliche 

Verschiebung bei der Wahl von Neu-

fahrzeugen zu leichteren und ver-

brauchsärmeren Fahrzeugen. Diese ist 

aber im Moment nicht absehbar. 

Vielmehr scheinen viele Käufer bereit 

zu sein, für Fahrzeugeigenschaften 

(z.B. von SUVs), die sie selten abrufen, 

hohe Aufpreise zu zahlen. Hier könnte 

man durch ordnungsrechtliche Maß-

nahmen oder weitere steuerliche Auf-

schläge stärker gegensteuern. Oder 

man akzeptiert diese Entwicklung bis 

zum Abschluss der Energiewende 

beim Strom und wird erst danach tä-

tig, indem man dann auch die schwe-

ren Fahrzeuge (wie z.B. SUVs) auf 

Elektro- oder Wasserstoffantrieb um-

stellt – denn dann ist gegen diese 

Fahrzeuge per se nichts mehr einzu-

wenden. 

Was für den Automobilbereich gilt, 

gilt auch für die anderen Verkehrsträ-

ger. Die Eisenbahn rühmt sich damit, 

„jetzt schon“ weitgehend elektrifiziert 

zu sein. Aber bei dem gegenwärtigen 

Strom-Mix stellt dies hinsichtlich des 

CO2-Ausstoßes keinen besonderen 

Vorteil dar. Ökologische Vorteile der 

Eisenbahn resultieren derzeit nur aus 

ihrer Massenleistungsfähigkeit, sofern 

diese ökonomisch sinnvoll eingesetzt 
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werden kann. In Hinblick auf den zu-

künftigen Zeitpunkt des Abschlusses 

der Energiewende beim Strom steht 

ein weiterer Ausbau des strombetrie-

benen Bahnnetzes außer Frage. Auch 

im Schiffsverkehr muss noch weitere 

Forschung betrieben werden. Somit 

müssen von der Bundesregierung in 

den kommenden Dekaden für die er-

folgreiche Einführung der Elektro- 

oder Wasserstoffmobilität sowohl der 

Verkehrssektor und die Fahrzeugin-

dustrie, als auch die Gesellschaft ge-

eignet vorbereitet werden.  

Wie oben ausgeführt, wird nach Ab-

schluss der Energiewende im 

Stromsektor ein Übergang zu Elektro- 

oder Wasserstoff-getriebenen Fahr-

zeugen dazu führen, dass der Stra-

ßenverkehr praktisch klimaneutral 

wird und auch andere Emissionen wie 

Schadstoffe, Partikel und Lärm deut-

lich reduziert werden. Was jedoch 

nicht reduziert wird, sind die Proble-

me überfüllter Städte und Strecken 

durch fahrende und parkende Autos. 

Viele Maßnahmen, die diese langfris-

tig verbleibende Problematik adres-

sieren, können auch kurz- und mittel-

fristig schon zur Reduktion der CO2-

Emissionen (mit noch konventioneller 

Fahrzeugflotte) beitragen. Solche 

Maßnahmen werden in den folgenden 

Handlungsempfehlungen unter den 

Überschriften Verhaltensänderungen, 

Ordnungspolitik sowie Gestaltung von 

Stadt- und Raumstrukturen adressiert. 

5.5  Verhaltensänderun-

gen hin zu einer Re-

duktion der städti-

schen Verkehrsbelas-

tungen sollten effektiv 

eingeleitet und unter-

stützt werden. 

Verhaltensbezogene Maßnahmen zur 

Beeinflussung der Mobilität basieren 

bisher zu einseitig auf „enforcement“ 

(Gesetzgebung, Überwachung, Stra-

fe). Anreize, Rückmeldungen, 

„nudging“ (es wird versucht das Ver-

halten von Menschen ohne Gesetze 

unterbewusst zu beeinflussen und zu 

lenken) und andere psychologische 

Maßnahmen sollten eingesetzt wer-

den, weil sie oft effektiver sind. Zu-

dem ist Rebound-Effekten und uner-

wünschten Verhaltensanpassungen 

vor allem nach technischen Maßnah-

men durch Information und Bewusst-

seinsbildung vorzubeugen. 

Als wirksame, übergreifende Strate-

gien zur Änderung des Mobilitätsver-

haltens haben sich in vielen vergleich-

baren Ländern  „behavioural insight 

teams“ sowie Maßnahmen des Mobi-

litätsmanagements erwiesen. Damit 

lassen sich durch eine breite Palette 

aufeinander abgestimmter kommuni-

kativer und psychologischer Maß-

nahmen Verhaltensänderungen ohne 

großen finanziellen Aufwand errei-

chen. Es wird die Einrichtung eines 

„behavioural insight teams“, sowie 

eine verstärkte Förderung des Mobili-

tätsmanagements durch das BMVI 

empfohlen. 

Weiter sind Verhaltensänderungen oft 

sehr effektiv zu erreichen, u.a. durch 
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den flächendeckenden Einsatz inter-

modaler Echtzeitinformationen, durch 

Diagnostik- und Rückmeldesysteme in 

Fahrzeugen zur Förderung verkehrs-

flusskonformer und damit gleichzeitig 

emissionsarmer Fahrweisen und 

durch Fahrtrainings, für die es vor 

allem im betrieblichen Bereich eine 

Vielzahl gelungener Beispiele gibt. 

Ansätze des Mobilitätsmanagements 

wurden in Deutschland im Rahmen 

der Programme „effizient mobil“ oder 

„mobil profit“ getestet und zeigen, 

dass Reduzierungen der Pkw-

Fahrleistungen um bis zu 30% ohne 

Einschränkungen der Erreichbarkeit 

und Mobilität möglich sind.  

Zentrale weitere Elemente neben In-

formationskampagnen und Kommuni-

kationsstrategien sind eine attraktive 

Infrastruktur für den Radverkehr, 

Fahrradverleihsysteme, Jobtickets, 

Fahrgemeinschaftsförderung, Förde-

rung des Car Sharing, insgesamt eine 

breite Palette attraktiver Pull-

Maßnahmen, sowie begleitende Push-

Maßnahmen wie Stellplatzbewirt-

schaftungen. Car Sharing-Angebote 

(„station-based“ und „free-floating“) 

sollten integriert und mit dem öffent-

lichen Verkehr vernetzt werden, auch 

durch die Entwicklung einer Meta-App 

mit vollständigen intermodalen Echt-

zeitinformationen und Buchungsmög-

lichkeiten. 

Unterstützend für umweltfreundliches 

Fahrverhalten wirken Diagnostiksys-

teme in Pkw und Lkw, welche die Fah-

rer unmittelbar (kontinuierlich) mit 

Verbrauchs- und Emissionsinformati-

onen versorgen. Rückmeldesysteme 

koppeln kontinuierlich ungünstiges 

Verhalten an den Fahrer zurück, der 

damit durchgängig an eine ökonomi-

sche und ökologische Fahrweise erin-

nert und für ein verbessertes Verhal-

ten verstärkt wird. Werden die Daten 

aus diesen Systemen geeignet ausge-

wertet, können darauf aufbauend 

weitere Maßnahmen angestoßen 

werden (z.B. Bonuszahlungen, spiele-

rische Rückmeldungen, „gamificati-

on“). Durch die Auswertung der Daten 

lassen sich zudem die realen Preise 

wahrnehmbarer machen.  

Daneben bietet der Einsatz von Ver-

kehrsinformationssystemen neben 

Vorteilen für den Verkehrsfluss und 

die Verkehrssicherheit auch deutliche 

Potenziale für eine CO2-Reduktion 

durch eine Homogenisierung der Ge-

schwindigkeiten. Sie stellen, gestützt 

auf Echtzeitdaten, kollektive Ver-

kehrsinformationen zur Verfügung 

und erlauben so die Beeinflussung 

von Verkehrsströmen. Dadurch kön-

nen abschnittsbezogen Warnhinwei-

se, Geschwindigkeitsbeschränkungen 

oder Umleitungsempfehlungen ange-

zeigt werden, die durch den verbes-

serten Verkehrsfluss und die Vermei-

dung von Staus zu einer Reduktion 

der CO2-Emissionen beitragen. 

5.6  Einen gezielten ord-

nungspolitischen 

Rahmen setzen. 

Verhaltensbezogene und bewusst-

seinsbildende Maßnahmen sind oft 

eng verbunden mit einem angemes-
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senen ordnungspolitischen Rahmen. 

Hierzu zählen Maßnahmen wie die 

Einbeziehung von externen Kosten in 

die Nutzerkosten, die Abschaffung 

steuerlicher Fehlanreize, Veränderun-

gen der Stellplatzbemessungen sowie 

Geschwindigkeitsbeschränkungen 

inner- und außer Orts. 

Die Entfernungspauschale wird vom 

Bund als Minderung des zu versteu-

ern-den Einkommens gewährt, insbe-

sondere um soziale Härten bei langen 

Wegen zwischen Wohnort und Ar-

beitsstätte abzufedern. Allerdings ist 

festzustellen, dass dadurch in der 

Vergangenheit die Suburbanisierung 

gefördert wurde. Der Wissenschaftli-

che Beirat empfiehlt, sämtliche Anrei-

ze für längere Wege abzuschaffen.  

Ein maßgebliches ordnungspolitisches 

Instrument zur Steuerung des Stra-

ßenverkehrs ist die Bereitstellung und 

Bewirtschaftung von Stellplätzen. Eine 

konsequente Bepreisung des Parkens 

würde die beschriebenen Maßnah-

men zu freiwilligen Verhaltensände-

rungen unterstützen. Sie kann für den 

öffentlichen Raum über die Straßen-

verkehrsordnung gesteuert werden. 

Darüber hinaus sehen viele Bundes-

länder in ihren Landesbauordnungen 

Verfahren zur Bestimmung der Anzahl 

erforderlicher Stellplätze je nach Nut-

zung des Gebäudes vor, in die Redu-

zierungen aufgrund von Lage- und 

Erschließungsparametern (z.B. Quali-

tät der Erreichbarkeit mit dem ÖPNV) 

sowie für die Umsetzung von Maß-

nahmen des Mobilitätsmanagements 

z.B. über die Musterbauordnung um-

gesetzt werden sollten. 

Im Jahr 2010 hat der Wissenschaftli-

che Beirat in seinem Gutachten „Si-

cherheit zuerst“ die hohe Bedeutung 

von Geschwindigkeitsbeschränkungen 

für die Erhöhung der Straßenver-

kehrssicherheit betont.10  Da die ver-

kehrsbedingten CO2-Emissionen in 

starkem Maße von den gefahrenen 

Geschwindigkeiten abhängen, emp-

fiehlt der Wissenschaftliche Beirat die 

Einführung einer generellen Ge-

schwindigkeitsbeschränkung für Pkw 

auf BAB auf z.B. 120 km/h in Deutsch-

land. Dieses liegt in der Kompetenz 

des Bundes und kann durch eine Ge-

setzesänderung erreicht werden, die 

keine Investitionen erfordert sowie 

hoch effektiv ist. Darüber hinaus wird 

empfohlen, auch über eine Auswei-

tung der Geschwindigkeitsbegrenzung 

für Lkw unter 7 Tonnen auf 80 km/h 

auf BAB nachzudenken, da auch hier 

viel Einsparungspotenzial bei CO2-

Emissionen besteht. 

5.7  Verkehrspolitische 

Maßnahmen müssen 

durch eine nachhalti-

ge Gestaltung von 

Stadt- und Raum-

strukturen flankiert 

werden. 

Selbst in einer auf lange Sicht Elektro-

mobilen Welt werden die Städte mit 

                                                      
10

 Wissenschaftlicher Beirat des BMVI: Sicher-
heit zuerst – Möglichkeiten zur Erhöhung der 
Straßenverkehrssicherheit in Deutschland. Z f 
Verkehrssicherheit 56, 4, 2010, 171-194. 
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Verkehrsproblemen konfrontiert sein. 

Maßnahmen zur Meisterung dieser 

aktuellen und zukünftigen Probleme 

können zudem heute schon zu einer 

Reduktion der CO2-Emissionen beitra-

gen. Da der Verkehr eine Folge der 

Verteilung unterschiedlicher Aktivitä-

ten-Standorte für Wohnen, Arbeiten, 

Einkaufen, Besorgungen und Freizeit 

im Raum ist, kommt dieser Standort-

verteilung eine wichtige Rolle zu. Die 

Verteilung lässt sich zwar kurzfristig 

kaum ändern oder beeinflussen, aber 

es kommt ihr wegen ihrer langfristi-

gen Wirkung und Rahmensetzung 

eine wichtige und besondere Bedeu-

tung zu. Im Rahmen der Landes-, Re-

gional- und Bauleitplanung lassen sich 

die Raumstrukturen im Hinblick auf 

eine „zukunftsfähige Stadt“ sehr ef-

fektiv und kostensparend sowie mit 

einer hohen Akzeptanz in eine ver-

kehrsentlastende Richtung beeinflus-

sen. Die Verbreitung von Informa-

tions- und Kommunikationstechnolo-

gien wie z.B. Smart Grids stützt solche 

Ansätze und bedarf einer Flankierung 

im Planungs- und Baurecht. Dazu 

kommen insbesondere drei Maßnah-

menbündel in Betracht: 

• Eine kompakte und auf Ver-

kehrsvermeidung zielende Siedlungs-

entwicklung trägt durch eine konse-

quente Nachverdichtung mit gemisch-

ten Nutzungen (Wohnen, Arbeiten, 

Einkauf und Versorgung) sowie eine 

Orientierung am öffentlichen Perso-

nenverkehr maßgeblich zu einer Ver-

kürzung von Wegelängen bei gleich-

zeitiger Sicherung von Erreichbarkeit 

und Mobilität bei. Das Baugesetzbuch 

und die Baunutzungsverordnung wei-

sen heute in erster Linie eine Tren-

nung von Wohn- und Gewerbegebie-

ten auf, was aufgrund der heutigen 

emissionsärmeren Wirtschaftsstruktu-

ren und des starken Dienstleistungs-

sektors nicht mehr zeitgemäß ist und 

stärker Richtung gemischter Nutzun-

gen aus Wohnen, Arbeiten und Ver-

sorgung ausgelegt bzw. weiterentwi-

ckelt werden sollte. Dieses muss um 

eine überörtliche Betrachtung, und 

damit eine Stärkung der Raumord-

nung und Regionalplanung, erweitert 

werden, da sich die Aktionsräume der 

Menschen heute nicht mehr an dem 

Grenzen einer Stadt orientieren. 

• Eine stadtverträgliche Mobili-

tät fördern bedeutet, im Sinne der 

Qualitätsentwicklung in den Städten 

zentrale Bereiche möglichst frei von 

motorisierten Fahrzeugen zu halten 

und den „nicht motorisierten Ver-

kehr“ zu Fuß und vor allem mit dem 

Fahrrad (oder Elektrofahrrad) zu un-

terstützen. Dazu zählen die konse-

quente Förderung der Fahrradinfra-

struktur und des Fahrradfahrklimas in 

einer Stadt z.B. durch Radschnellwe-

ge, sichere Radabstellmöglichkeiten 

an den Haltepunkten des ÖPNV  und 

Kampagnen für Fußgänger- oder Fahr-

rad-freundliche Städte. Zudem sollten 

Verkehrsverbünde und kommunale 

Verkehrsunternehmen die Chancen 

einer Verknüpfung mit dem Radver-

kehr erkennen und beispielweise Rad-

verleihsysteme in ihr Angebot bzw. 

Ticketing nutzerfreundlich integrieren. 
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• Des Weiteren kommt ver-

kehrssparsamen und umweltfreundli-

chen Logistik-Konzepten auch ange-

sichts des wachsenden Internethan-

dels eine zunehmende Bedeutung zu. 

Im Hinblick auf eine klimaschonende 

Mobilität sind Konzepte zur Optimie-

rung des städtischen Wirtschaftsver-

kehrs sowie eine Reduzierung dessel-

ben zu entwickeln. Ansätze dazu be-

stehen bereits seit den 1990er Jahren 

mit Güterverteil- und -

verkehrszentren sowie City-Logistik-

Konzepten. Elektrofahrzeuge bieten 

hier große Potenziale und deren Ein-

satz ist bereits heute weitgehend 

möglich. Dieses sollte durch eine kon-

sequente Beschränkung von Fahrzeu-

gen mit Verbrennungskraftantrieben 

in den Innenstädten flankiert werden, 

was auch Beiträge zur Lärm- und Ab-

gasreduzierung in den Innenstädten 

bringt. Eine gezielte Fahrzeugförde-

rung der Flotten von KEP-Diensten, 

Liefer- und Pflegediensten zum Test 

und Beweis der Machbarkeit (nicht für 

den Regelbetrieb), verbunden mit 

einem schnellen Ausbau der Ladeinf-

rastruktur für Elektromobilität, sollte 

dieses flankieren. 

Mit Hilfe dieser Handlungsempfeh-

lungen kann der Verkehrsbereich sei-

ner Verantwortung zum Klimaschutz 

verstärkt gerecht werden, um im Ein-

klang mit dem ökonomischen Prinzip 

aus eigener Kraft einen Beitrag zum 

Zwei-Grad-Ziel erreichen zu können. 
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